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Das Wort des Präsidenten 

Wir laden Sie herzlich zur Jubiläumsver-
anstaltung des VQF ein: Am Donnerstag, 
28. Mai 2009, findet unsere 10. General-
versammlung im Hotel Marriot in Zürich 
statt. Um 16.30 Uhr beginnen wir mit den 
ordentlichen Traktanden. Dabei beantra-
gen wir insbesondere eine Teilrevision der  
Statuten des VQF, um den unabhängigen 
Vermögensverwaltern, die sich anerkannten  
Verhaltensregeln (Standesregeln) der Ver-
mögensverwaltung unterstellen müssen, 
auch diese Dienstleistung anbieten zu 
können. 

In einem 2. Teil unter dem Titel «Paraban-
kenbereich – Aufsicht im Wandel» ha-
ben wir für Sie ein attraktives Programm 
zusammengestellt. Ausgehend von einer 
durch die Universität St. Gallen eigens für 
diese Veranstaltung erarbeiteten Studie 
über den Parabankenbereich der Schweiz 
wollen wir mit einem hochkarätigen Podium 
dieser aktuellen Fragestellung nachgehen.

Aber auch Unterhaltung und Gaumenfreu-
den sollen nicht zu kurz kommen: Viktor  
Giacobbo, alias Fredi Hinz, hat seinen 
Auftritt angekündigt und eine Jazz-Band  
begleitet uns auf einer kulinarischen Reise 
um die Welt anlässlich des nachfolgenden 
Stehdinners.

Es würde mich sehr freuen, Sie an die-
ser 10. Generalversammlung begrüssen 

VORSTAND/GESCHÄFTSFÜHRUNG

zu dürfen. Benutzen Sie bitte für die An-
meldung den dem GV-Versand beigelegten 
Anmeldetalon oder melden Sie sich via 
unsere Homepage an.

Mit freundlichen Grüssen

(Quelle: Peter Rupper, Präsident)

tätigen Rechtsanwalt ist jeweils zu prüfen, 
ob es sich dabei um eine berufsspezifische 
und damit nicht unterstellungspflichtige Tä-
tigkeit handelt (s.Rz. 303 und 313).

Beim Thema Domizilierung (blosses zur 
Verfügung stellen eines Briefkastens) und 
Verkauf von Sitzgesellschaften erwähnt  
der Unterstellungskommentar ergänzend 
auch die Gründung von Sitzgesellschaf-
ten als nicht unterstellungspflichtig, sofern 
dabei keine Möglichkeiten bestehen in den 
Zahlungsverkehr einzugreifen. 
Einige Präzisierungen legt der Unterstel-
lungskommentar unter dem Abschnitt der 
«Finanzgeschäfte im Konzern» dar. Wie 
bis anhin wird bei Finanzgeschäften im 
Konzern eine wirtschaftliche Betrachtungs-
weise herangezogen, d.h. der Konzern wird 
in Bezug auf den persönlichen Geltungs-
bereich des GwG als Einheit betrachtet. 
Sämtliche Finanzintermediationsgeschäf-
te von einer Konzerngesellschaft für eine 
andere Gesellschaft desselben Konzerns 
gelten somit nicht als GwG-unterstellt. Das 
Kriterium der tatsächlichen oder möglichen 
Beherrschung bleibt weiterhin massge
bend. Der Nachweis einer solchen Be-
herrschung muss jeweils von jener Person 
erbracht werden, die eine Konzernstruktur 
geltend macht. Bei der Pflicht zur Erstel-
lung einer Konzernrechnung (sog. Voll-
konsolidierung, Art. 663e OR) ist immer 
von einer Beherrschung und von einem 
Konzern auszugehen. In diesem Zusam-
menhang erwähnt der Unterstellungskom-
mentar den Fall von Art. 663e Abs. 2 OR 
(Befreiung der Konsolidierungspflicht bei 
bestimmten Kriterien), bei welchem trotz 
fehlender Pflicht zur Vollkonsolidierung, 
aufgrund der Beherrschungsverhältnisse 
eine Konzernstruktur angenommen wird. 
Neu erwähnt der Unterstellungskommen-
tar auch explizit Konzernstrukturen, an de-
ren Spitze eine natürliche Person steht, als 
nicht unterstel-lungspflichtig.
Im Bereich der unabhängigen Vermögens-
verwaltung erwähnt der Unterstellungs-
kommentar zur Verdeutlichung Beispiele im 
Bereich der Weiterleitung von Kundenauf-
trägen: Beim mechanischen Weiterleiten 
von Kundenaufträgen, «z.B. durch in Emp-
fang nehmen eines Fax und weiterfaxen 
desselben Dokumentes», kann nicht auf 
eine Verwaltungsvollmacht geschlossen 
werden und keine unterstellungspflichtige 

Tätigkeit angenommen werden, so der 
Unterstellungskommentar (s. Rz. 262). 

Gemäss Art. 2 Abs. 4 lit. b GwG sind steu-
erbefreite Einrichtungen der beruflichen 
Vorsorge vom Geltungsbereich des Geld-
wäschereigesetzes ausgenommen. Der 
Unterstellungskommentar zeigt präzisie-
rend auf, welche Vorsorgeeinrichtungen 
darunter fallen (Rz. 336 ff.). Zu erwähnen 
ist an dieser Stelle, dass die Säule 3b (freie 
Vorsorge) nicht unter die Ausnahme von 
Art. 2 Abs. 4 lit. b GwG fällt, da diese keine  
anerkannte Vorsorgeform nach Art. 82 BVG  
i.V.m. Art. 1 BVV3 darstellt.

Der Unterstellungskommentar erläutert aus- 
führlich, unter welchen Umständen und 
anhand welcher Indizien staatliches Han-
deln vom GwG ausgenommen ist (aus-
führlich dazu s.Rz. 281 ff.).

Mit dem Erlass des neuen Unterstellungs-
kommentars wurden einige Neuerungen 
aber auch ungeschriebene Praxis verankert.  
Vorliegend wurde ein grober Überblick ge-
währt. Dennoch werden sich auch in Zu-
kunft immer wieder heikle Unterstellungs- 
bzw. Abgrenzungsfragen stellen, die nur 
anhand der im konkreten Einzelfall vorlie-
genden Umstände beantwortet werden 
können. Das Legal & Compliance Team 
des VQF steht Ihnen dabei selbstverständ-
lich gerne beratend zur Seite. 

(Quelle: Dario D’Angelo, Mitarbeiter Legal & 

Compliance )

Der VQF informiert über ....

Organisatorische Änderungen:
Im Verlaufe des Jahres 2008 hat der Vor-
stand beschlossen, die interne Organisati-
onsstruktur des VQF auf den 1. November 
2008 leicht zu verändern. Um Synergien zu  
nutzen, die internen Abläufe zu vereinfachen  
und den Wissenstransfer innerhalb des VQF  
zu fördern, wurden die bisherige Fachstelle  
und das juristische Sekretariat der Aufsichts- 
kommission zu einem neuen «Legal und 
Compliance Desk» zusammen gelegt, 
welcher vom bisherigen jur. Sekretär der 
Aufsichtskommission, Herrn RA lic.iur. Ad-
rian Göldi (tätig für den VQF seit dem 1. 
Dezember 2006), geleitet wird.

Neue Mitarbeiter im Legal & Compliance 
Desk:
Seit dem 1. November 2008 ist  Herrn lic.
iur Dario D’Angelo als neuer Mitarbeiter 
im Legal & Compliance Desk tätig. Er hat 
sein Rechtsstudium mit Schwerpunkten  
im Wirtschafts- und Finanzmarktrecht an  
der Universität Luzern absolviert. Im Rahmen  
seiner Masterarbeit hat er sich mit der Re-
vision des Geldwäschereigesetzes ausein-
andergesetzt. Er bringt neben seinem brei-
ten juristischen auch GwG-spezifisches 
Wissen mit.

Seit dem 1. Januar 2009 ist Frau RA lic.iur. 
Manuela Oswald als neue Mitarbeiterin 
im Legal & Compliance Desk tätig. Frau Os-
wald verfügt über eine breite und langjäh-
rige Berufserfahrung. Sie arbeitete sowohl 
in einem Advokaturbüro und war während 
beinahe vier Jahren auch in der Zuger Straf- 
justiz tätig. Mit Frau Oswald konnte eine im 
Bereich der Wirtschaftskriminalität erfahrene  
Rechtsanwältin für den VQF gewonnen 
werden. 

Wir freuen uns sehr, in Frau Oswald und 
Herrn D‘Angelo zwei tatkräftige, kompe-
tente und lösungsorientierte Kollegen für 
die Mitgliederberatung und die Geldwä-
schereibekämpfung gefunden zu haben.

Neuer Mitarbeiter im Revisorat:
Seit dem 1. November 2008 hat Herr Pierre 
Angst als neuer Kadermitarbeiter im Revi-
sorat seine Tätigkeit für den VQF und für die 
VQF Audit AG aufgenommen. Pierre Angst 
ist dipl. Wirtschaftsprüfer sowie Certified  
Internal Auditor (CIA) und ist von der Revi-
sionsaufsichtsbehörde (RAB) zugelassener  

Revisionsexperte (Register Nr. 107247). 
Neben einer fundierten Ausbildung verfügt  
Herr Angst über eine breite Berufserfah-
rung in der externen und internen Wirt-
schaftsprüfung. So hat er bei renommierten  
Prüfgesellschaften über acht Jahre externe  
Prüfungen von Grossbetrieben und KMU in 
Handel, Industrie, Gemeinden, Non-Profit-Or-
ganisationen sowie Pensionskassen durchge-
führt. Weitere acht Jahre war Herr Angst als 
interner Prüfer bei internationalen Versiche-
rungs- und Rückversicherungs-Konzernen  
tätig. Wir freuen uns, in Herr Angst einen 
kompetenten, erfahrenen und lösungsorien-
tierten Kollegen als weitere Unterstützung 
in der Durchführung von verschiedenen  
Revisionsdienstleistungen gefunden zu 
haben. 
 
(Quelle: Patrick Rutishauser, Geschäftsführer)
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Neue Ausrichtung des 
VQF

Der Vorstand hat sich im vergangenen 
Jahr intensiv mit der strategischen Aus-
richtung des VQF auseinandergesetzt. An-
lass hierzu waren die Zusammenführung 
der Aufsicht von Banken, Versicherungen 
und des Parabankenbereichs in die Eidge-
nössischen Finanzmarktaufsicht (FINMA), 
der Erlass von Eckwerten für Mindeststan-
dards in der Vermögensverwaltung (Ver-
haltensregeln) durch die FINMA sowie die 
Auseinandersetzung mit absehbaren wei-
teren Aufsichtsfeldern.

Ausgehend davon, dass der VQF die gröss-
te offizielle Selbstregulierungsorganisation 
(SRO) gemäss GwG ist, wollen wir nun 
generell sämtliche Aufgaben und Dienst-
leistungen übernehmen, die der Qualitäts-
sicherung von Finanzdienstleistungen im 
Parabankenbereich dienen. Wir verstehen 
uns als das Kompetenzzentrum für Com-
pliance mit den Dienstleistungen Aufsicht, 
Revision/Prüfung (durchgeführt durch die 
vereinseigene Revisionsgesellschaft VQF 
Audit AG) sowie Beratung/Schulung. Die 
Anliegen unserer Mitglieder vertreten wir 
in Wirtschaft und Politik. Unsere Devise 
lautet: «Alles aus einer Hand».

Diese neue Ausrichtung ist ganz im Sinne 
unserer Mitglieder und dient dazu, Ihnen 
eine auf die Aufsicht im Parabankenbe-
reich fokussierte und kostengünstige Ge-
samtlösung zu bieten. 

Peter Rupper, Präsident

(Quelle: Peter Rupper, Präsident)

Rahmen von so genannten Mitarbeiterbe-
teiligungsprogrammen von einem Arbeit-
geber aus dessen Eigenbestand oder aus 
einer Selbstemission an die Arbeitnehmer 
ausgegeben und zur Aufbewahrung für die 
Arbeitnehmer zurückbehalten und stellen 
diese Effekten einen Lohnbestandteil dar, 
so ist diese Dienstleistung nicht unter Art. 
2 Abs. 3 Bst. g GwG zu subsumieren.

Auf Grund des Erlasses des Bundesgeset-
zes über die kollektiven Kapitalanlagen 
(KAG) nimmt der Unterstellungskommen
tar auch Bezug auf kollektive Anlageformen 
und Investmentgesellschaften (s.Rz. 263 
ff.). Als Abgrenzung wird insbesondere auch 
auf die sog. «Investmentclubs» eingegan-
gen. Dabei handelt es sich um Gebilde, 
in denen sich mehrere Personen zwecks 
gemeinsamer Geldanlage und -verwaltung 
zusammen schliessen. Investmentclubs 
sind vom KAG ausgenommen, sofern ihre 
Mitglieder in der Lage sind, ihre Vermö-
gensinteressen selber wahrzunehmen, d.h. 
Investmentclubs dürfen nicht fremdver-
waltet werden (Art. 2 Abs. 2 Bst. f KAG 
i.V.m. Art. 1 KKV). Bei fehlender Fremd-
verwaltung sind die Investmentclubs auch 
nicht dem GwG unterstellt, da keine Verfü-
gungsmacht über fremde Vermögenswerte 
besteht.

Unter dem Bereich Handelstätigkeit wird 
ein ganzer Abschnitt dem Bereich des De-
visenhandels gewidmet. Es wird dabei 
auf die unterschiedlichen Erscheinungs-
formen (Kunden-Devisenhändler, Devisen-
Vermögensverwalter, Devisenhandelsfonds, 
Zwischenhändler) eingegangen (s.Rz. 243 
ff.). Es stellen sich dabei häufig heikle Ab- 
grenzungsfragen zum Bankengesetz: Der 
Kunden-Devisenhändler gilt als «typischer» 
Devisenhändler. Er nimmt Gelder seiner 
Kunden auf einem Sammelkonto entge
gen, welches auf seinen Namen lautet,  
um damit die Devisenhandelsgeschäfte 
möglichst effizient und zeitnah auf einer 
«eigenen Handelsplattform» ausführen zu 
können. Der Kunden-Devisenhändler ist  
bei gewerbsmässiger Ausübung seiner 
Tätigkeit (mehr als 20 Kunden oder bei öf-
fentlicher Werbung, Art. 3a Abs. 2 BankV) 
der FINMA unterstellt und benötigt eine 
Bankenbewilligung (Entgegennahme von 
Publikumseinlagen). Wird die Schwelle der 
Gewerbsmässigkeit vom Kunden-Devisen-

händler nicht erreicht, begründet er eine 
Unterstellungspflicht nach GwG (sofern er 
seine Tätigkeit berufsmässig im Sinne der 
VBAF-FINMA ausübt). 

Zu unterscheiden ist der Kunden-Devi-
senhändler vom Devisen-Vermögensver
walter: Der Devisen-Vermögensverwalter 
führt keine Devisenhandelsgeschäfte im 
eigenen Namen aus. Die Kunden haben ein 
auf ihren Namen lautendes Konto bei einer 
den Devisenhandel betreibenden Bank, 
einem Broker oder bei einem Kunden-
Devisenhändler. Die Gelder fliessen direkt 
oder über ein reines Abwicklungskonto des 
Devisen-Vermögensverwalters an das den 
Devisenhandel ausführende Institut. Der  
Devisen-Vermögensverwalter verwaltet da-
bei das Vermögen seiner Kunden wie ein 
«gewöhnlicher» Vermögensverwalter mit-
tels einer beschränkten Vollmacht. Die ent-
sprechenden vom Devisen-Vermögensver-
walter geführten Abwicklungskonten, d.h. 
Habensaldi auf Kundenkonti, welche einzig 
der Abwicklung von Kundengeschäften 
dienen, sind nicht als Entgegennahme von 
Publikumseinlagen im Sinne des Banken-
gesetzes zu qualifizieren, wenn dafür kein 
Zins bezahlt wird (s. Art. 3a Abs. 3 Bst. c 
BankV). Solche Konti dienen einzig dazu, 
die notwendige Liquidität zur Abwicklung 
des im Vordergrund stehenden Haupt-
geschäftes zur Verfügung zu halten. Mit 
dem für derartige Gelder geltenden Ver-
zinsungsverbot soll der rasche Umlauf und 
die betragsmässige Begrenzung solcher 
Gelder erreicht werden (s. Rundschreiben 
FINMA 2008/3).

Erklärt werden neuerdings auch die Dienst-
leistungen von sog. «Escrow Agents», wo-
bei es sich dabei nicht um eine Neuerung 
im Bereich der GwG-Unterstellung han-
delt. Das «Escrow Agreement» beinhal-
tet die Annahme und Aufbewahrung von 
Vermögenswerten und Auszahlung die-
ser Vermögenswerte an einen Dritten bei 
Erfüllung bestimmter Bedingungen (z.B. 
zwecks Sicherung der korrekten Abwick-
lung eines Distanzkaufs). Die Dienste des 
«Escrow Agents» stellen unterstellungs-
pflichtige Finanzdienstleistungen im Sinne 
des GwG dar. Üblicherweise angeboten 
wird diese Dienstleistung von Anwälten, 
Banken, Vermögensverwaltern oder Treu-
händern. Bei einem als «Escrow Agent» 
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Der VQF – von der GwG-Selbstregulie-
rungsorganisation zum umfassenden 
Kompetenzzentrum für Compliance

VQF erhält Anerkennung 
der FINMA zur Umset-
zung schweizerischer 
Standesregeln in der 
Vermögensverwaltung

Der VQF übernimmt neu die Funkti-
on einer Branchenorganisation für 
Vermögensverwalter (BOVV) und da-
mit schweizweit die Überwachung 
der Einhaltung von Mindeststan-
dards in dieser Branche. Die Eid-
genössische Finanzmarktaufsicht 
(FINMA) hat dem VQF diese Aufga-
be zusätzlich zu seiner bisherigen 
Rolle als Selbstregulierungsorga-
nisation im Rahmen der Aufsicht-
stätigkeit nach GwG im Paraban-
kenbereich übertragen. 

Als unabhängiges und umfassendes Kom-
petenzzentrum für Compliance übernimmt 
der VQF auch die Funktion einer Bran-
chenorganisation für unabhängige Ver-
mögensverwalter. Die FINMA hat die vom  
VQF definierten Verhaltensregeln für die  
Vermögensverwaltung per 23. April 2009  
anerkannt und überträgt ihm damit schweiz- 
weit die Überwachung der Einhaltung von 
Mindeststandards bei unabhängigen Ver-
mögensverwaltern.

In den nächsten Tagen werden Sie von uns 
persönlich angeschrieben und erhalten un-
sere Broschüre «VQF Branchenorganisati-
on für Vermögensverwalter». Aus dieser 
ersehen sie erste wichtige Informationen 
zur Branchenorganisation des VQF.

Sobald das Genehmigungsverfahren der 
FINMA, bezüglich der in diesem Zusam-
menhang stehenden zusätzlichen Reg
lementarien, abgeschlossen ist und die 
revidierten Statuten von der Generalver-
sammlung verabschiedet sind, werden wir 
Sie mit den Verhaltensregeln und Regle-
mentarien bedienen. Gleichzeitig werden 
wir ihnen ein Explikativ zu den neuen Ver-
haltensregeln zukommen lassen.

(Quelle: Patrick Rutishauser, Geschäftsführer)
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VQF AUDIT AG AuFSICHTSKOMMISSION/LEGAL & COMPLIANCE DESK

VQF Audit AG

Wie bereits im NewsLetter Nr. 73 vom 6.  
Januar 2009 informiert, hat die VQF Audit 
AG ihre operative Tätigkeit als GwG-Prü-
ferin und als Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft auf den 1. Januar 2009 rechtzeitig 
aufgenommen. Die VQF Audit AG ist von 
der Revisionsaufsichtsbehörde als Revisi-
onsexpertin in Finne vom Art. 4 und 6 des 
Revisionsaufssichtsgesetzes zugelassen. 
Sie erfüllt somit die fachlichen Vorausset-
zungen und verfügt über die personellen 
Ressourcen um auch ordentliche und ein-
geschränkte Revisionsdienstleistungen pro-
fessionell abzuwickeln.

Das Haupttätigkeitsfeld der VQF Audit AG 
entfällt nach wie vor auf die Prüfungen 
im Rahmen des Geldwäschereigesetzes, 
allenfalls ergänzt durch die kommenden 
Prüfungen teilprudentieller Art im Rahmen 
der Einführung der bereits angekündigten 
Verhaltensregeln für Vermögensverwalter. 
Seit dem 1. Januar 2009 ist die VQF Audit  
AG von der eidgenössischen Finanzmarkt
aufsicht (FINMA) auch zur Vornahme von 
GwG-Prüfungen bei direkt unterstellten Fi-
nanzintermediären akkreditiert.  

Erfreulicherweise dürfen wir bereits heute 
berichten, dass ein relativ grosses Interes-
se aus dem Kreis unserer Mitglieder, aber 
auch seitens von Dritten für unsere Revisi-
onsdienstleistungen besteht, insbesonde-
re auch für Vertriebsträgerprüfungen. Mit 
den betreffenden Interessenten sind wir 
derzeit im Gespräch, damit wir eine kunde-
norientierte und qualitätsbewusste Lösung 
offerieren können.  

(Quelle: Bruno Bleisch, Leiter Revisorat)
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Aufsichtsabgabe

Das Schweizerische Bundesgericht fällte 
am 2. Oktober 2008 verschiedene Urteile 
in der Streitsache zwischen der damaligen 
Kontrollstelle für die Bekämpfung der Geld-
wäscherei und denjenigen 10 Selbstregulie-
rungsorganisationen, die eine Beschwerde 
gegen die Aufsichtsabgabe eingereicht hat-
ten. Bekanntlich hatte auch der VQF im In-
teresse einer Klärung der Rechtslage eine 
solche Beschwerde eingereicht.

Der VQF hatte zunächst geltend ge-
macht, die Aufsichtsabgabe gemäss Art. 
22 GwG sei eine sogenannte Kostenan-
lastungssteuer und entbehre als solche 
der verfassungsmässigen Grundlage. Das 
Bundesgericht liess diese Frage offen, 
nachdem das GwG als Bundesgesetz für 
das Bundesgericht verbindlich sei und der 
Bundesrat im Rahmen der gesetzlichen 
Grundlage verfügt habe.

Das Bundesgericht ging weiter auch da-
von aus, dass sämtliche Kosten der Kon-
trollstelle durch die Aufsichtsabgabe zu 
decken seien, also auch Kosten für Abklä-
rungen allgemeiner Art, Marktrecherchen, 
Infrastruktur, Konferenzbesuche im Aus-
land usw.

Für die Bemessung der Aufsichtsabga-
be hatte der Bundesrat die Zahl der an-
geschlossenen Finanzintermediäre im 
Verhältnis zum Bruttoertrag mit 3:1 gewich-
tet. Das Bundesgericht hielt fest, dass 
eine Selbstregulierungsorganisation mit 
vielen angeschlossenen Finanzinterme-
diären durch diese Vorgabe gegenüber 
denjenigen Selbstregulierungsorganisatio-
nen benachteiligt werde, die bei wenigen 
angeschlossenen Finanzintermediären ei-
nen hohen Bruttoertrag ausweisen. Die 
entsprechende Ungleichbehandlung halte 
sich jedoch im Rahmen des dem Bundes-
rat zustehenden Ermessens. Immerhin ist 
zu bemerken, dass die neue Gebührenver-
ordnung der Eidgenössischen Finanzmar-
kaufsicht (FINMA) nunmehr Bruttoertrag 
und Anzahl Mitglieder gleich gewichtet; die 
diesbezüglichen Rügen der mitgliederstar-
ken Selbstregulierungsorganisationen hat-
ten mithin wenigstens im Hinblick auf die 
heutige neue Regelung Erfolg. Aufgrund 
der Beschwerde einer anderen Selbstregu-
lierungsorganisation wurde die Grundabga-
be vom Bundesgericht der Höhe nach als 

verfassungswidrig gerügt und folgerichtig 
in der neuen Gebührenverordnung deutlich 
gesenkt.

Endlich hatte der VQF eine falsche Anwen-
dung der Gebührenverordnung deshalb 
gerügt, weil die internen Revisionskosten 
nicht wie die externen vom massgeben-
den Umsatz ausgenommen wurden. Das 
Bundesgericht betrachtete diese Ungleich-
behandlung als heikel und hielt fest, es sei 
nicht ohne weiteres nachvollziehbar, in-
wiefern angestellte Revisoren gegenüber 
den angeschlossenen Finanzintermediären 
weniger unabhängig sein sollten als exter-
ne. Es hielt indessen die Gebührenverord-
nung in diesem Punkt «noch im Rahmen 
des verfassungsrechtlich Zulässigen», nicht 
ohne den VQF freundlich darauf hinzuwei-
sen, dass es ihm ja freigestellt sei, «sich 
den entsprechenden Vorgaben anzupas-
sen». Der VQF hat diese Empfehlung mit 
Gründung der VQF Audit AG zwischenzeit-
lich beherzigt.

In der Folge wurden die Aufsichtsabga-
ben für die Jahre 2006 bis 2008 durch die 
Kontrollstelle rechtskräftig neu festgelegt 
und zwar mit CHF 471‘680.00 (2006), CHF 
434‘021.00 (2007) und CHF 450‘575.00 
(2008). Diese Abgaben halten sich im Rah-
men der dafür getätigten Rückstellungen, 
sodass unsere Mitglieder nicht weiter belas-
tet werden.

Es wird nun abzuwarten sein, wie sich 
die Gebühren unter der neuen Eidgenös-
sischen Finanzmarktaufsicht (FINMA) ent-
wickeln werden. Tendenziell sollten die 
Gebühren eigentlich sinken, nachdem die 
Überführungskosten bereits angefallen und 
überwälzt worden sind und die FINMA mit 
Bezug auf die Überwachung der Selbstregu-
lierungsorganisationen eine deutlich schlan-
kere Struktur aufweist als die vormalige 
Kontrollstelle.

(Quelle: Dr. Martin Neese, Vorstand)

Statutenrevision

Die Statuten des VQF wurden zuletzt am 
18. Juni 2007 teilweise revidiert. Der VQF 
beantragt der Generalversammlung vom 
28. Mai 2009 eine weitere Teilrevision.

Einer der Gründe dafür ist der Erlass von Ver-
haltensregeln für die Vermögensverwaltung 
durch die Eidgenössische Finanzmarktauf-
sicht (FINMA), welche die Vermögensver-
walter unter bestimmten Voraussetzun-
gen verpflichten, sich einer sogenannten 
Branchenorganisation anzuschliessen. Da 
zahlreiche Mitglieder des VQF als Vermö-
gensverwalter tätig sind, hat der VQF um 
Anerkennung als Branchenorganisation 
ersucht und diese Anerkennung mittler-
weile auch erhalten (s. Artikel auf S.1). In 
den Statuten soll für die neue Tätigkeit als 
Branchenorganisation eine entsprechende 
Rechtsgrundlage im Zweckartikel geschaf-
fen werden; ausserdem ergibt sich aus 
dieser Erweiterung des Zwecks eine neue 
Mitgliedschaftskategorie.

Auch für die bereits erfolgte Auslagerung 
der Revisionstätigkeit in die VQF Audit AG 
und deren Erweiterung soll in den Statuten 
eine ausdrückliche Rechtsgrundlage ge-
schaffen werden.

Darüber hinaus sollen die Aufgaben der 
bisherigen Fachstelle für die Bekämpfung 
der Wirtschaftskriminalität in den Bereichen 
Beratung und Schulung erweitert und die-
se dementsprechend formell zu einem Le-
gal & Compliance Desk ausgebaut werden.

Neu ist vorgesehen, Mitglieder bei Kon-
kurseröffnung oder Löschung des Mitglieds 
im Handelsregister beziehungsweise bei 
Versterben des Mitglieds automatisch zu 
streichen, macht doch in diesen Fällen ein 
Ausschlussverfahren keinen Sinn.

Die weiteren der Generalversammlung be-
antragten Änderungen sind redaktioneller 
Natur.

(Quelle: Dr. Martin Neese, Vorstand)

Kunden, dessen Forderungen er sich abtre-
ten lässt, vorfinanziert, erfolgt kein Rück-
fluss vom Kunden an den Faktor, sondern 
aufgrund des Gläubigerwechsels vom For-
derungsschuldner an den Faktor. Aufgrund 
des fehlenden Rückflusses besteht ge-
mäss Bundesgericht keine Gefahr, dass 
verbrecherisch erlangte Mittel eingesetzt 
werden könnten, womit sich auch eine Un-
terstellungspflicht nicht rechtfertige. 

Damit wurde die bisher von der Kontrollstel-
le für die Bekämpfung der Geldwäscherei an-
gewandte Differenzierung in Basisfactoring 
(Verwaltung und Inkasso von Forderun-
gen), welches nicht unterstellungspflichtig 
war, und dem sonstigen Factoring, wel-
ches auch eine Kreditfunktion erfüllt (wenn 
der Faktor dem Lieferanten den Betrag für 
die Ware vor Eingang der schuldnerischen 
Leistung bezahlt) und damit dem Geldwä-
schereigesetz unterlag, aufgegeben. 

Diese Rechtssprechung des Bundesgerichts 
wurde von der ehemaligen Kontrollstelle 
für die Bekämpfung der Geldwäscherei 
(seit 1. Januar 2009: Eidgenössische Fi-
nanzmarktaufsicht) übernommen: In der 
Praxis der Kontrollstelle für die Bekämp-
fung der Geldwäscherei zu Art. 2 Abs. 3 
GwG vom 29. Oktober 2008 (auch «Un-
terstellungskommentar» genannt) wird 
das Factoring neu als nicht unterstel-
lungspflichtig bewertet (s.Rz. 133 ff.). 

Forfaitierung
Gemäss dem bereits erwähnten Unter-
stellungskommentar vom 29. Oktober 
2008 unterliegt auch die Forfaitierung 
nicht mehr dem Geldwäschereigesetz 
(s.Rz. 136).

Bei der Forfaitierung werden klar bezeichne-
te Forderungen unter Verzicht auf jeglichen 
Rückgriff auf den abtretenden Forderungs-
gläubiger gekauft. Das Delkredere-, das 
Transfer-, das Währungsrisiko und die mit 
der politischen Entwicklung verbundenen 
Risiken werden ebenfalls abgetreten. Wie 
bei dem zuvor unter dem Titel «Factoring» 
geschilderten Sachverhalt im Bundesge-
richtsentscheid BGE 2A.62/2007 bzw. dem 
Factoring allgemein, findet auch bei der 
Forfaitierung aufgrund des Verzichts auf ein 
Rückgriffsrecht kein Geldrückfluss von 
der vorfinanzierten Partei an den neuen 
Gläubiger (Käufer der Forderung) statt, 

sondern der Geldrückfluss erfolgt vom 
Schuldner an den neuen Gläubiger. Damit 
besteht wiederum keine Möglichkeit der 
Geldwäscherei, so dass eine Unterstel-
lungspflicht für diese Tätigkeit keinen Sinn 
machen würde.   

(Quelle: Manuela Oswald, Mitarbeiterin Legal & 

Compliance)

Der neue Unterstellungs-
kommentar vom Oktober 
2008 – Ein Überblick

Am 29. Oktober 2008 ist der neue 
Unterstellungskommentar der Kon-
trollstelle für die Bekämpfung der 
Geldwäscherei, welcher die Praxis  
zur Auslegung von Art. 2 Abs. 3 
GwG darlegt, in Kraft getreten. Zum  
einen wurden die bestehenden Rund- 
schreiben der Kontrollstelle einge-
arbeitet, zum anderen sind verein-
zelt materielle Änderungen vorge-
nommen worden. Dieser Beitrag soll  
einen nicht abschliessenden Über-
blick über die wichtigsten Ände-
rungen im Bereich der GwG-Unter-
stellungen geben.

Die Aufbewahrung von Effekten bleibt 
wie bis anhin ausdrücklich dem GwG  
unterstellt (s. Art. 2 Abs. 3 lit. g). Dabei 
gilt derselbe Effektenbegriff wie in der 
Börsengesetzgebung. Die physische Auf-
bewahrung anderer Vermögenswerte 
als Effekten, wie beispielsweise Bargeld, 
Edelmetalle oder Wertpapiere resp. Do-
kumente ohne Effektenqualität stellt hin-
gegen keine Finanzdienstleistung mehr 
dar und löst somit auch keine Unterstel-
lungspflicht aus (s. Rz. 279 f.). Es gilt dabei 
derselbe Effektenbegriff, wie er in der Bör-
sengesetzgebung definiert wird. Effekten 
sind demnach vereinheitlichte und zum 
massenweisen Handel geeignete Wertpa-
piere, nicht verurkundete Rechte mit glei
cher Funktion (Wertrechte) und Derivate. 
Vereinheitlicht und zum massenweisen 
Handel geeignet sind diese, wenn sie in 
gleicher Struktur und Stückelung öffent
lich angeboten oder bei mehr als zwanzig 
Kunden platziert werden, sofern sie nicht 
für einzelne Vertragsparteien besonders 
geschaffen werden. Werden Effekten im 

Änderungen in der Un-
terstellungspflicht des 
Factoring und der For-
faitierung

Factoring
Das Bundesgericht hatte mit Urteil BGE 
2A.62/2007 darüber zu entscheiden, ob 
eine Genossenschaft aufgrund nachfolgen-
dem Sachverhalt als Finanzintermediärin 
gilt und damit dem GwG unterstellt ist: Die 
Genossenschaft hatte mit rund 50 Liefe-
ranten Vereinbarungen getroffen, wonach 
der gesamte sich aus den Lieferungen der 
Vertragslieferanten an die Mitglieder der 
Genossenschaft ergebende Zahlungsver-
kehr über die Genossenschaft abgewickelt 
werde. Der Lieferant hatte gemäss dieser 
Vereinbarung seine Rechnungen auf den 
Namen der jeweils belieferten Mitglieder 
der Genossenschaft auszustellen und sie 
letzterer zuzustellen. Die Genossenschaft 
bezahlte dem Lieferanten die Rechnungen, 
wobei sie ihm gegenüber auch das Delk-
redere-Risiko bezüglich ihrer Mitglieder 
trug. Die Genossenschaft sandte den Mit-
gliedern periodisch Abrechnungen mit den 
von diesen erhaltenen Lieferungen bzw. 
der von der Genossenschaft bevorschuss-
ten Zahlungen zu, worauf die Mitglieder 
diese Abrechnungen der Genossenschaft 
beglichen.

Das Bundesgericht entschied, dass die Vor-
instanz die Genossenschaft zu Unrecht 
als Finanzintermediärin im Sinne von Art. 
2 Abs. 3 lit. a GwG bezeichnet habe. Die 
in den Vereinbarungen mit den Lieferan
ten umschriebene Tätigkeit sei nicht dem 
Geldwäschereigesetz unterstellt.

Gemäss dem vorerwähnten Bundesge-
richtsentscheid gilt demnach, wer Kre-
ditgeschäfte (worunter auch das Facto-
ring gezählt wird) betreibt, nur dann als 
Finanzintermediär, wenn die vom Gesetz 
vorausgesetzte erhöhte Geldwäschereige-
fahr überhaupt eintreten kann, d.h. wenn 
zur Zins- und Rückzahlung des Kredits ver-
brecherisch erlangte Mittel eingesetzt wer-
den können. Nur dann entspreche – so das 
Bundesgericht - eine Unterstellungspflicht 
dem Sinn und Zweck des GwG. 

Beim Factoring kann sich diese Gefahr 
jedoch normalerweise gerade nicht ver-
wirklichen: Selbst wenn der Faktor den 

Inhalt	 Seite

Das Wort des Präsidenten	 1

Neue Ausrichtung des VQF	 1

VQF erhält Anerkennung der 
FINMA zur Umsetzung schweiz-
erischer Standesregeln in der 
Vermögensverwaltung	 1

Statutenrevision	 2

Aufsichtsabgabe	 2

VQF Audit AG	 3

Änderungen in der Unter-
stellungspflicht des Factoring 
und der Forfaitierung	 4

Der neue Unterstellungs-
kommentar vom Oktober 2008 
– Ein Überblick 	 4

Der VQF informiert über ....	 6



42

Aktuell – Mai 2009/18Aktuell – Mai 2009/18 Aktuell – Mai 2009/18

VQF AUDIT AG AuFSICHTSKOMMISSION/LEGAL & COMPLIANCE DESK

VQF Audit AG

Wie bereits im NewsLetter Nr. 73 vom 6.  
Januar 2009 informiert, hat die VQF Audit 
AG ihre operative Tätigkeit als GwG-Prü-
ferin und als Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft auf den 1. Januar 2009 rechtzeitig 
aufgenommen. Die VQF Audit AG ist von 
der Revisionsaufsichtsbehörde als Revisi-
onsexpertin in Finne vom Art. 4 und 6 des 
Revisionsaufssichtsgesetzes zugelassen. 
Sie erfüllt somit die fachlichen Vorausset-
zungen und verfügt über die personellen 
Ressourcen um auch ordentliche und ein-
geschränkte Revisionsdienstleistungen pro-
fessionell abzuwickeln.

Das Haupttätigkeitsfeld der VQF Audit AG 
entfällt nach wie vor auf die Prüfungen 
im Rahmen des Geldwäschereigesetzes, 
allenfalls ergänzt durch die kommenden 
Prüfungen teilprudentieller Art im Rahmen 
der Einführung der bereits angekündigten 
Verhaltensregeln für Vermögensverwalter. 
Seit dem 1. Januar 2009 ist die VQF Audit  
AG von der eidgenössischen Finanzmarkt
aufsicht (FINMA) auch zur Vornahme von 
GwG-Prüfungen bei direkt unterstellten Fi-
nanzintermediären akkreditiert.  

Erfreulicherweise dürfen wir bereits heute 
berichten, dass ein relativ grosses Interes-
se aus dem Kreis unserer Mitglieder, aber 
auch seitens von Dritten für unsere Revisi-
onsdienstleistungen besteht, insbesonde-
re auch für Vertriebsträgerprüfungen. Mit 
den betreffenden Interessenten sind wir 
derzeit im Gespräch, damit wir eine kunde-
norientierte und qualitätsbewusste Lösung 
offerieren können.  

(Quelle: Bruno Bleisch, Leiter Revisorat)

3

VORSTAND/GESCHÄFTSFÜHRUNG

Aufsichtsabgabe

Das Schweizerische Bundesgericht fällte 
am 2. Oktober 2008 verschiedene Urteile 
in der Streitsache zwischen der damaligen 
Kontrollstelle für die Bekämpfung der Geld-
wäscherei und denjenigen 10 Selbstregulie-
rungsorganisationen, die eine Beschwerde 
gegen die Aufsichtsabgabe eingereicht hat-
ten. Bekanntlich hatte auch der VQF im In-
teresse einer Klärung der Rechtslage eine 
solche Beschwerde eingereicht.

Der VQF hatte zunächst geltend ge-
macht, die Aufsichtsabgabe gemäss Art. 
22 GwG sei eine sogenannte Kostenan-
lastungssteuer und entbehre als solche 
der verfassungsmässigen Grundlage. Das 
Bundesgericht liess diese Frage offen, 
nachdem das GwG als Bundesgesetz für 
das Bundesgericht verbindlich sei und der 
Bundesrat im Rahmen der gesetzlichen 
Grundlage verfügt habe.

Das Bundesgericht ging weiter auch da-
von aus, dass sämtliche Kosten der Kon-
trollstelle durch die Aufsichtsabgabe zu 
decken seien, also auch Kosten für Abklä-
rungen allgemeiner Art, Marktrecherchen, 
Infrastruktur, Konferenzbesuche im Aus-
land usw.

Für die Bemessung der Aufsichtsabga-
be hatte der Bundesrat die Zahl der an-
geschlossenen Finanzintermediäre im 
Verhältnis zum Bruttoertrag mit 3:1 gewich-
tet. Das Bundesgericht hielt fest, dass 
eine Selbstregulierungsorganisation mit 
vielen angeschlossenen Finanzinterme-
diären durch diese Vorgabe gegenüber 
denjenigen Selbstregulierungsorganisatio-
nen benachteiligt werde, die bei wenigen 
angeschlossenen Finanzintermediären ei-
nen hohen Bruttoertrag ausweisen. Die 
entsprechende Ungleichbehandlung halte 
sich jedoch im Rahmen des dem Bundes-
rat zustehenden Ermessens. Immerhin ist 
zu bemerken, dass die neue Gebührenver-
ordnung der Eidgenössischen Finanzmar-
kaufsicht (FINMA) nunmehr Bruttoertrag 
und Anzahl Mitglieder gleich gewichtet; die 
diesbezüglichen Rügen der mitgliederstar-
ken Selbstregulierungsorganisationen hat-
ten mithin wenigstens im Hinblick auf die 
heutige neue Regelung Erfolg. Aufgrund 
der Beschwerde einer anderen Selbstregu-
lierungsorganisation wurde die Grundabga-
be vom Bundesgericht der Höhe nach als 

verfassungswidrig gerügt und folgerichtig 
in der neuen Gebührenverordnung deutlich 
gesenkt.

Endlich hatte der VQF eine falsche Anwen-
dung der Gebührenverordnung deshalb 
gerügt, weil die internen Revisionskosten 
nicht wie die externen vom massgeben-
den Umsatz ausgenommen wurden. Das 
Bundesgericht betrachtete diese Ungleich-
behandlung als heikel und hielt fest, es sei 
nicht ohne weiteres nachvollziehbar, in-
wiefern angestellte Revisoren gegenüber 
den angeschlossenen Finanzintermediären 
weniger unabhängig sein sollten als exter-
ne. Es hielt indessen die Gebührenverord-
nung in diesem Punkt «noch im Rahmen 
des verfassungsrechtlich Zulässigen», nicht 
ohne den VQF freundlich darauf hinzuwei-
sen, dass es ihm ja freigestellt sei, «sich 
den entsprechenden Vorgaben anzupas-
sen». Der VQF hat diese Empfehlung mit 
Gründung der VQF Audit AG zwischenzeit-
lich beherzigt.

In der Folge wurden die Aufsichtsabga-
ben für die Jahre 2006 bis 2008 durch die 
Kontrollstelle rechtskräftig neu festgelegt 
und zwar mit CHF 471‘680.00 (2006), CHF 
434‘021.00 (2007) und CHF 450‘575.00 
(2008). Diese Abgaben halten sich im Rah-
men der dafür getätigten Rückstellungen, 
sodass unsere Mitglieder nicht weiter belas-
tet werden.

Es wird nun abzuwarten sein, wie sich 
die Gebühren unter der neuen Eidgenös-
sischen Finanzmarktaufsicht (FINMA) ent-
wickeln werden. Tendenziell sollten die 
Gebühren eigentlich sinken, nachdem die 
Überführungskosten bereits angefallen und 
überwälzt worden sind und die FINMA mit 
Bezug auf die Überwachung der Selbstregu-
lierungsorganisationen eine deutlich schlan-
kere Struktur aufweist als die vormalige 
Kontrollstelle.

(Quelle: Dr. Martin Neese, Vorstand)

Statutenrevision

Die Statuten des VQF wurden zuletzt am 
18. Juni 2007 teilweise revidiert. Der VQF 
beantragt der Generalversammlung vom 
28. Mai 2009 eine weitere Teilrevision.

Einer der Gründe dafür ist der Erlass von Ver-
haltensregeln für die Vermögensverwaltung 
durch die Eidgenössische Finanzmarktauf-
sicht (FINMA), welche die Vermögensver-
walter unter bestimmten Voraussetzun-
gen verpflichten, sich einer sogenannten 
Branchenorganisation anzuschliessen. Da 
zahlreiche Mitglieder des VQF als Vermö-
gensverwalter tätig sind, hat der VQF um 
Anerkennung als Branchenorganisation 
ersucht und diese Anerkennung mittler-
weile auch erhalten (s. Artikel auf S.1). In 
den Statuten soll für die neue Tätigkeit als 
Branchenorganisation eine entsprechende 
Rechtsgrundlage im Zweckartikel geschaf-
fen werden; ausserdem ergibt sich aus 
dieser Erweiterung des Zwecks eine neue 
Mitgliedschaftskategorie.

Auch für die bereits erfolgte Auslagerung 
der Revisionstätigkeit in die VQF Audit AG 
und deren Erweiterung soll in den Statuten 
eine ausdrückliche Rechtsgrundlage ge-
schaffen werden.

Darüber hinaus sollen die Aufgaben der 
bisherigen Fachstelle für die Bekämpfung 
der Wirtschaftskriminalität in den Bereichen 
Beratung und Schulung erweitert und die-
se dementsprechend formell zu einem Le-
gal & Compliance Desk ausgebaut werden.

Neu ist vorgesehen, Mitglieder bei Kon-
kurseröffnung oder Löschung des Mitglieds 
im Handelsregister beziehungsweise bei 
Versterben des Mitglieds automatisch zu 
streichen, macht doch in diesen Fällen ein 
Ausschlussverfahren keinen Sinn.

Die weiteren der Generalversammlung be-
antragten Änderungen sind redaktioneller 
Natur.

(Quelle: Dr. Martin Neese, Vorstand)

Kunden, dessen Forderungen er sich abtre-
ten lässt, vorfinanziert, erfolgt kein Rück-
fluss vom Kunden an den Faktor, sondern 
aufgrund des Gläubigerwechsels vom For-
derungsschuldner an den Faktor. Aufgrund 
des fehlenden Rückflusses besteht ge-
mäss Bundesgericht keine Gefahr, dass 
verbrecherisch erlangte Mittel eingesetzt 
werden könnten, womit sich auch eine Un-
terstellungspflicht nicht rechtfertige. 

Damit wurde die bisher von der Kontrollstel-
le für die Bekämpfung der Geldwäscherei an-
gewandte Differenzierung in Basisfactoring 
(Verwaltung und Inkasso von Forderun-
gen), welches nicht unterstellungspflichtig 
war, und dem sonstigen Factoring, wel-
ches auch eine Kreditfunktion erfüllt (wenn 
der Faktor dem Lieferanten den Betrag für 
die Ware vor Eingang der schuldnerischen 
Leistung bezahlt) und damit dem Geldwä-
schereigesetz unterlag, aufgegeben. 

Diese Rechtssprechung des Bundesgerichts 
wurde von der ehemaligen Kontrollstelle 
für die Bekämpfung der Geldwäscherei 
(seit 1. Januar 2009: Eidgenössische Fi-
nanzmarktaufsicht) übernommen: In der 
Praxis der Kontrollstelle für die Bekämp-
fung der Geldwäscherei zu Art. 2 Abs. 3 
GwG vom 29. Oktober 2008 (auch «Un-
terstellungskommentar» genannt) wird 
das Factoring neu als nicht unterstel-
lungspflichtig bewertet (s.Rz. 133 ff.). 

Forfaitierung
Gemäss dem bereits erwähnten Unter-
stellungskommentar vom 29. Oktober 
2008 unterliegt auch die Forfaitierung 
nicht mehr dem Geldwäschereigesetz 
(s.Rz. 136).

Bei der Forfaitierung werden klar bezeichne-
te Forderungen unter Verzicht auf jeglichen 
Rückgriff auf den abtretenden Forderungs-
gläubiger gekauft. Das Delkredere-, das 
Transfer-, das Währungsrisiko und die mit 
der politischen Entwicklung verbundenen 
Risiken werden ebenfalls abgetreten. Wie 
bei dem zuvor unter dem Titel «Factoring» 
geschilderten Sachverhalt im Bundesge-
richtsentscheid BGE 2A.62/2007 bzw. dem 
Factoring allgemein, findet auch bei der 
Forfaitierung aufgrund des Verzichts auf ein 
Rückgriffsrecht kein Geldrückfluss von 
der vorfinanzierten Partei an den neuen 
Gläubiger (Käufer der Forderung) statt, 

sondern der Geldrückfluss erfolgt vom 
Schuldner an den neuen Gläubiger. Damit 
besteht wiederum keine Möglichkeit der 
Geldwäscherei, so dass eine Unterstel-
lungspflicht für diese Tätigkeit keinen Sinn 
machen würde.   

(Quelle: Manuela Oswald, Mitarbeiterin Legal & 

Compliance)

Der neue Unterstellungs-
kommentar vom Oktober 
2008 – Ein Überblick

Am 29. Oktober 2008 ist der neue 
Unterstellungskommentar der Kon-
trollstelle für die Bekämpfung der 
Geldwäscherei, welcher die Praxis  
zur Auslegung von Art. 2 Abs. 3 
GwG darlegt, in Kraft getreten. Zum  
einen wurden die bestehenden Rund- 
schreiben der Kontrollstelle einge-
arbeitet, zum anderen sind verein-
zelt materielle Änderungen vorge-
nommen worden. Dieser Beitrag soll  
einen nicht abschliessenden Über-
blick über die wichtigsten Ände-
rungen im Bereich der GwG-Unter-
stellungen geben.

Die Aufbewahrung von Effekten bleibt 
wie bis anhin ausdrücklich dem GwG  
unterstellt (s. Art. 2 Abs. 3 lit. g). Dabei 
gilt derselbe Effektenbegriff wie in der 
Börsengesetzgebung. Die physische Auf-
bewahrung anderer Vermögenswerte 
als Effekten, wie beispielsweise Bargeld, 
Edelmetalle oder Wertpapiere resp. Do-
kumente ohne Effektenqualität stellt hin-
gegen keine Finanzdienstleistung mehr 
dar und löst somit auch keine Unterstel-
lungspflicht aus (s. Rz. 279 f.). Es gilt dabei 
derselbe Effektenbegriff, wie er in der Bör-
sengesetzgebung definiert wird. Effekten 
sind demnach vereinheitlichte und zum 
massenweisen Handel geeignete Wertpa-
piere, nicht verurkundete Rechte mit glei
cher Funktion (Wertrechte) und Derivate. 
Vereinheitlicht und zum massenweisen 
Handel geeignet sind diese, wenn sie in 
gleicher Struktur und Stückelung öffent
lich angeboten oder bei mehr als zwanzig 
Kunden platziert werden, sofern sie nicht 
für einzelne Vertragsparteien besonders 
geschaffen werden. Werden Effekten im 

Änderungen in der Un-
terstellungspflicht des 
Factoring und der For-
faitierung

Factoring
Das Bundesgericht hatte mit Urteil BGE 
2A.62/2007 darüber zu entscheiden, ob 
eine Genossenschaft aufgrund nachfolgen-
dem Sachverhalt als Finanzintermediärin 
gilt und damit dem GwG unterstellt ist: Die 
Genossenschaft hatte mit rund 50 Liefe-
ranten Vereinbarungen getroffen, wonach 
der gesamte sich aus den Lieferungen der 
Vertragslieferanten an die Mitglieder der 
Genossenschaft ergebende Zahlungsver-
kehr über die Genossenschaft abgewickelt 
werde. Der Lieferant hatte gemäss dieser 
Vereinbarung seine Rechnungen auf den 
Namen der jeweils belieferten Mitglieder 
der Genossenschaft auszustellen und sie 
letzterer zuzustellen. Die Genossenschaft 
bezahlte dem Lieferanten die Rechnungen, 
wobei sie ihm gegenüber auch das Delk-
redere-Risiko bezüglich ihrer Mitglieder 
trug. Die Genossenschaft sandte den Mit-
gliedern periodisch Abrechnungen mit den 
von diesen erhaltenen Lieferungen bzw. 
der von der Genossenschaft bevorschuss-
ten Zahlungen zu, worauf die Mitglieder 
diese Abrechnungen der Genossenschaft 
beglichen.

Das Bundesgericht entschied, dass die Vor-
instanz die Genossenschaft zu Unrecht 
als Finanzintermediärin im Sinne von Art. 
2 Abs. 3 lit. a GwG bezeichnet habe. Die 
in den Vereinbarungen mit den Lieferan
ten umschriebene Tätigkeit sei nicht dem 
Geldwäschereigesetz unterstellt.

Gemäss dem vorerwähnten Bundesge-
richtsentscheid gilt demnach, wer Kre-
ditgeschäfte (worunter auch das Facto-
ring gezählt wird) betreibt, nur dann als 
Finanzintermediär, wenn die vom Gesetz 
vorausgesetzte erhöhte Geldwäschereige-
fahr überhaupt eintreten kann, d.h. wenn 
zur Zins- und Rückzahlung des Kredits ver-
brecherisch erlangte Mittel eingesetzt wer-
den können. Nur dann entspreche – so das 
Bundesgericht - eine Unterstellungspflicht 
dem Sinn und Zweck des GwG. 

Beim Factoring kann sich diese Gefahr 
jedoch normalerweise gerade nicht ver-
wirklichen: Selbst wenn der Faktor den 
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VQF AUDIT AG AuFSICHTSKOMMISSION/LEGAL & COMPLIANCE DESK

VQF Audit AG

Wie bereits im NewsLetter Nr. 73 vom 6.  
Januar 2009 informiert, hat die VQF Audit 
AG ihre operative Tätigkeit als GwG-Prü-
ferin und als Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft auf den 1. Januar 2009 rechtzeitig 
aufgenommen. Die VQF Audit AG ist von 
der Revisionsaufsichtsbehörde als Revisi-
onsexpertin in Finne vom Art. 4 und 6 des 
Revisionsaufssichtsgesetzes zugelassen. 
Sie erfüllt somit die fachlichen Vorausset-
zungen und verfügt über die personellen 
Ressourcen um auch ordentliche und ein-
geschränkte Revisionsdienstleistungen pro-
fessionell abzuwickeln.

Das Haupttätigkeitsfeld der VQF Audit AG 
entfällt nach wie vor auf die Prüfungen 
im Rahmen des Geldwäschereigesetzes, 
allenfalls ergänzt durch die kommenden 
Prüfungen teilprudentieller Art im Rahmen 
der Einführung der bereits angekündigten 
Verhaltensregeln für Vermögensverwalter. 
Seit dem 1. Januar 2009 ist die VQF Audit  
AG von der eidgenössischen Finanzmarkt
aufsicht (FINMA) auch zur Vornahme von 
GwG-Prüfungen bei direkt unterstellten Fi-
nanzintermediären akkreditiert.  

Erfreulicherweise dürfen wir bereits heute 
berichten, dass ein relativ grosses Interes-
se aus dem Kreis unserer Mitglieder, aber 
auch seitens von Dritten für unsere Revisi-
onsdienstleistungen besteht, insbesonde-
re auch für Vertriebsträgerprüfungen. Mit 
den betreffenden Interessenten sind wir 
derzeit im Gespräch, damit wir eine kunde-
norientierte und qualitätsbewusste Lösung 
offerieren können.  

(Quelle: Bruno Bleisch, Leiter Revisorat)

3

VORSTAND/GESCHÄFTSFÜHRUNG

Aufsichtsabgabe

Das Schweizerische Bundesgericht fällte 
am 2. Oktober 2008 verschiedene Urteile 
in der Streitsache zwischen der damaligen 
Kontrollstelle für die Bekämpfung der Geld-
wäscherei und denjenigen 10 Selbstregulie-
rungsorganisationen, die eine Beschwerde 
gegen die Aufsichtsabgabe eingereicht hat-
ten. Bekanntlich hatte auch der VQF im In-
teresse einer Klärung der Rechtslage eine 
solche Beschwerde eingereicht.

Der VQF hatte zunächst geltend ge-
macht, die Aufsichtsabgabe gemäss Art. 
22 GwG sei eine sogenannte Kostenan-
lastungssteuer und entbehre als solche 
der verfassungsmässigen Grundlage. Das 
Bundesgericht liess diese Frage offen, 
nachdem das GwG als Bundesgesetz für 
das Bundesgericht verbindlich sei und der 
Bundesrat im Rahmen der gesetzlichen 
Grundlage verfügt habe.

Das Bundesgericht ging weiter auch da-
von aus, dass sämtliche Kosten der Kon-
trollstelle durch die Aufsichtsabgabe zu 
decken seien, also auch Kosten für Abklä-
rungen allgemeiner Art, Marktrecherchen, 
Infrastruktur, Konferenzbesuche im Aus-
land usw.

Für die Bemessung der Aufsichtsabga-
be hatte der Bundesrat die Zahl der an-
geschlossenen Finanzintermediäre im 
Verhältnis zum Bruttoertrag mit 3:1 gewich-
tet. Das Bundesgericht hielt fest, dass 
eine Selbstregulierungsorganisation mit 
vielen angeschlossenen Finanzinterme-
diären durch diese Vorgabe gegenüber 
denjenigen Selbstregulierungsorganisatio-
nen benachteiligt werde, die bei wenigen 
angeschlossenen Finanzintermediären ei-
nen hohen Bruttoertrag ausweisen. Die 
entsprechende Ungleichbehandlung halte 
sich jedoch im Rahmen des dem Bundes-
rat zustehenden Ermessens. Immerhin ist 
zu bemerken, dass die neue Gebührenver-
ordnung der Eidgenössischen Finanzmar-
kaufsicht (FINMA) nunmehr Bruttoertrag 
und Anzahl Mitglieder gleich gewichtet; die 
diesbezüglichen Rügen der mitgliederstar-
ken Selbstregulierungsorganisationen hat-
ten mithin wenigstens im Hinblick auf die 
heutige neue Regelung Erfolg. Aufgrund 
der Beschwerde einer anderen Selbstregu-
lierungsorganisation wurde die Grundabga-
be vom Bundesgericht der Höhe nach als 

verfassungswidrig gerügt und folgerichtig 
in der neuen Gebührenverordnung deutlich 
gesenkt.

Endlich hatte der VQF eine falsche Anwen-
dung der Gebührenverordnung deshalb 
gerügt, weil die internen Revisionskosten 
nicht wie die externen vom massgeben-
den Umsatz ausgenommen wurden. Das 
Bundesgericht betrachtete diese Ungleich-
behandlung als heikel und hielt fest, es sei 
nicht ohne weiteres nachvollziehbar, in-
wiefern angestellte Revisoren gegenüber 
den angeschlossenen Finanzintermediären 
weniger unabhängig sein sollten als exter-
ne. Es hielt indessen die Gebührenverord-
nung in diesem Punkt «noch im Rahmen 
des verfassungsrechtlich Zulässigen», nicht 
ohne den VQF freundlich darauf hinzuwei-
sen, dass es ihm ja freigestellt sei, «sich 
den entsprechenden Vorgaben anzupas-
sen». Der VQF hat diese Empfehlung mit 
Gründung der VQF Audit AG zwischenzeit-
lich beherzigt.

In der Folge wurden die Aufsichtsabga-
ben für die Jahre 2006 bis 2008 durch die 
Kontrollstelle rechtskräftig neu festgelegt 
und zwar mit CHF 471‘680.00 (2006), CHF 
434‘021.00 (2007) und CHF 450‘575.00 
(2008). Diese Abgaben halten sich im Rah-
men der dafür getätigten Rückstellungen, 
sodass unsere Mitglieder nicht weiter belas-
tet werden.

Es wird nun abzuwarten sein, wie sich 
die Gebühren unter der neuen Eidgenös-
sischen Finanzmarktaufsicht (FINMA) ent-
wickeln werden. Tendenziell sollten die 
Gebühren eigentlich sinken, nachdem die 
Überführungskosten bereits angefallen und 
überwälzt worden sind und die FINMA mit 
Bezug auf die Überwachung der Selbstregu-
lierungsorganisationen eine deutlich schlan-
kere Struktur aufweist als die vormalige 
Kontrollstelle.

(Quelle: Dr. Martin Neese, Vorstand)

Statutenrevision

Die Statuten des VQF wurden zuletzt am 
18. Juni 2007 teilweise revidiert. Der VQF 
beantragt der Generalversammlung vom 
28. Mai 2009 eine weitere Teilrevision.

Einer der Gründe dafür ist der Erlass von Ver-
haltensregeln für die Vermögensverwaltung 
durch die Eidgenössische Finanzmarktauf-
sicht (FINMA), welche die Vermögensver-
walter unter bestimmten Voraussetzun-
gen verpflichten, sich einer sogenannten 
Branchenorganisation anzuschliessen. Da 
zahlreiche Mitglieder des VQF als Vermö-
gensverwalter tätig sind, hat der VQF um 
Anerkennung als Branchenorganisation 
ersucht und diese Anerkennung mittler-
weile auch erhalten (s. Artikel auf S.1). In 
den Statuten soll für die neue Tätigkeit als 
Branchenorganisation eine entsprechende 
Rechtsgrundlage im Zweckartikel geschaf-
fen werden; ausserdem ergibt sich aus 
dieser Erweiterung des Zwecks eine neue 
Mitgliedschaftskategorie.

Auch für die bereits erfolgte Auslagerung 
der Revisionstätigkeit in die VQF Audit AG 
und deren Erweiterung soll in den Statuten 
eine ausdrückliche Rechtsgrundlage ge-
schaffen werden.

Darüber hinaus sollen die Aufgaben der 
bisherigen Fachstelle für die Bekämpfung 
der Wirtschaftskriminalität in den Bereichen 
Beratung und Schulung erweitert und die-
se dementsprechend formell zu einem Le-
gal & Compliance Desk ausgebaut werden.

Neu ist vorgesehen, Mitglieder bei Kon-
kurseröffnung oder Löschung des Mitglieds 
im Handelsregister beziehungsweise bei 
Versterben des Mitglieds automatisch zu 
streichen, macht doch in diesen Fällen ein 
Ausschlussverfahren keinen Sinn.

Die weiteren der Generalversammlung be-
antragten Änderungen sind redaktioneller 
Natur.

(Quelle: Dr. Martin Neese, Vorstand)

Kunden, dessen Forderungen er sich abtre-
ten lässt, vorfinanziert, erfolgt kein Rück-
fluss vom Kunden an den Faktor, sondern 
aufgrund des Gläubigerwechsels vom For-
derungsschuldner an den Faktor. Aufgrund 
des fehlenden Rückflusses besteht ge-
mäss Bundesgericht keine Gefahr, dass 
verbrecherisch erlangte Mittel eingesetzt 
werden könnten, womit sich auch eine Un-
terstellungspflicht nicht rechtfertige. 

Damit wurde die bisher von der Kontrollstel-
le für die Bekämpfung der Geldwäscherei an-
gewandte Differenzierung in Basisfactoring 
(Verwaltung und Inkasso von Forderun-
gen), welches nicht unterstellungspflichtig 
war, und dem sonstigen Factoring, wel-
ches auch eine Kreditfunktion erfüllt (wenn 
der Faktor dem Lieferanten den Betrag für 
die Ware vor Eingang der schuldnerischen 
Leistung bezahlt) und damit dem Geldwä-
schereigesetz unterlag, aufgegeben. 

Diese Rechtssprechung des Bundesgerichts 
wurde von der ehemaligen Kontrollstelle 
für die Bekämpfung der Geldwäscherei 
(seit 1. Januar 2009: Eidgenössische Fi-
nanzmarktaufsicht) übernommen: In der 
Praxis der Kontrollstelle für die Bekämp-
fung der Geldwäscherei zu Art. 2 Abs. 3 
GwG vom 29. Oktober 2008 (auch «Un-
terstellungskommentar» genannt) wird 
das Factoring neu als nicht unterstel-
lungspflichtig bewertet (s.Rz. 133 ff.). 

Forfaitierung
Gemäss dem bereits erwähnten Unter-
stellungskommentar vom 29. Oktober 
2008 unterliegt auch die Forfaitierung 
nicht mehr dem Geldwäschereigesetz 
(s.Rz. 136).

Bei der Forfaitierung werden klar bezeichne-
te Forderungen unter Verzicht auf jeglichen 
Rückgriff auf den abtretenden Forderungs-
gläubiger gekauft. Das Delkredere-, das 
Transfer-, das Währungsrisiko und die mit 
der politischen Entwicklung verbundenen 
Risiken werden ebenfalls abgetreten. Wie 
bei dem zuvor unter dem Titel «Factoring» 
geschilderten Sachverhalt im Bundesge-
richtsentscheid BGE 2A.62/2007 bzw. dem 
Factoring allgemein, findet auch bei der 
Forfaitierung aufgrund des Verzichts auf ein 
Rückgriffsrecht kein Geldrückfluss von 
der vorfinanzierten Partei an den neuen 
Gläubiger (Käufer der Forderung) statt, 

sondern der Geldrückfluss erfolgt vom 
Schuldner an den neuen Gläubiger. Damit 
besteht wiederum keine Möglichkeit der 
Geldwäscherei, so dass eine Unterstel-
lungspflicht für diese Tätigkeit keinen Sinn 
machen würde.   

(Quelle: Manuela Oswald, Mitarbeiterin Legal & 

Compliance)

Der neue Unterstellungs-
kommentar vom Oktober 
2008 – Ein Überblick

Am 29. Oktober 2008 ist der neue 
Unterstellungskommentar der Kon-
trollstelle für die Bekämpfung der 
Geldwäscherei, welcher die Praxis  
zur Auslegung von Art. 2 Abs. 3 
GwG darlegt, in Kraft getreten. Zum  
einen wurden die bestehenden Rund- 
schreiben der Kontrollstelle einge-
arbeitet, zum anderen sind verein-
zelt materielle Änderungen vorge-
nommen worden. Dieser Beitrag soll  
einen nicht abschliessenden Über-
blick über die wichtigsten Ände-
rungen im Bereich der GwG-Unter-
stellungen geben.

Die Aufbewahrung von Effekten bleibt 
wie bis anhin ausdrücklich dem GwG  
unterstellt (s. Art. 2 Abs. 3 lit. g). Dabei 
gilt derselbe Effektenbegriff wie in der 
Börsengesetzgebung. Die physische Auf-
bewahrung anderer Vermögenswerte 
als Effekten, wie beispielsweise Bargeld, 
Edelmetalle oder Wertpapiere resp. Do-
kumente ohne Effektenqualität stellt hin-
gegen keine Finanzdienstleistung mehr 
dar und löst somit auch keine Unterstel-
lungspflicht aus (s. Rz. 279 f.). Es gilt dabei 
derselbe Effektenbegriff, wie er in der Bör-
sengesetzgebung definiert wird. Effekten 
sind demnach vereinheitlichte und zum 
massenweisen Handel geeignete Wertpa-
piere, nicht verurkundete Rechte mit glei
cher Funktion (Wertrechte) und Derivate. 
Vereinheitlicht und zum massenweisen 
Handel geeignet sind diese, wenn sie in 
gleicher Struktur und Stückelung öffent
lich angeboten oder bei mehr als zwanzig 
Kunden platziert werden, sofern sie nicht 
für einzelne Vertragsparteien besonders 
geschaffen werden. Werden Effekten im 

Änderungen in der Un-
terstellungspflicht des 
Factoring und der For-
faitierung

Factoring
Das Bundesgericht hatte mit Urteil BGE 
2A.62/2007 darüber zu entscheiden, ob 
eine Genossenschaft aufgrund nachfolgen-
dem Sachverhalt als Finanzintermediärin 
gilt und damit dem GwG unterstellt ist: Die 
Genossenschaft hatte mit rund 50 Liefe-
ranten Vereinbarungen getroffen, wonach 
der gesamte sich aus den Lieferungen der 
Vertragslieferanten an die Mitglieder der 
Genossenschaft ergebende Zahlungsver-
kehr über die Genossenschaft abgewickelt 
werde. Der Lieferant hatte gemäss dieser 
Vereinbarung seine Rechnungen auf den 
Namen der jeweils belieferten Mitglieder 
der Genossenschaft auszustellen und sie 
letzterer zuzustellen. Die Genossenschaft 
bezahlte dem Lieferanten die Rechnungen, 
wobei sie ihm gegenüber auch das Delk-
redere-Risiko bezüglich ihrer Mitglieder 
trug. Die Genossenschaft sandte den Mit-
gliedern periodisch Abrechnungen mit den 
von diesen erhaltenen Lieferungen bzw. 
der von der Genossenschaft bevorschuss-
ten Zahlungen zu, worauf die Mitglieder 
diese Abrechnungen der Genossenschaft 
beglichen.

Das Bundesgericht entschied, dass die Vor-
instanz die Genossenschaft zu Unrecht 
als Finanzintermediärin im Sinne von Art. 
2 Abs. 3 lit. a GwG bezeichnet habe. Die 
in den Vereinbarungen mit den Lieferan
ten umschriebene Tätigkeit sei nicht dem 
Geldwäschereigesetz unterstellt.

Gemäss dem vorerwähnten Bundesge-
richtsentscheid gilt demnach, wer Kre-
ditgeschäfte (worunter auch das Facto-
ring gezählt wird) betreibt, nur dann als 
Finanzintermediär, wenn die vom Gesetz 
vorausgesetzte erhöhte Geldwäschereige-
fahr überhaupt eintreten kann, d.h. wenn 
zur Zins- und Rückzahlung des Kredits ver-
brecherisch erlangte Mittel eingesetzt wer-
den können. Nur dann entspreche – so das 
Bundesgericht - eine Unterstellungspflicht 
dem Sinn und Zweck des GwG. 

Beim Factoring kann sich diese Gefahr 
jedoch normalerweise gerade nicht ver-
wirklichen: Selbst wenn der Faktor den 
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Das Wort des Präsidenten 

Wir laden Sie herzlich zur Jubiläumsver-
anstaltung des VQF ein: Am Donnerstag, 
28. Mai 2009, findet unsere 10. General-
versammlung im Hotel Marriot in Zürich 
statt. Um 16.30 Uhr beginnen wir mit den 
ordentlichen Traktanden. Dabei beantra-
gen wir insbesondere eine Teilrevision der  
Statuten des VQF, um den unabhängigen 
Vermögensverwaltern, die sich anerkannten  
Verhaltensregeln (Standesregeln) der Ver-
mögensverwaltung unterstellen müssen, 
auch diese Dienstleistung anbieten zu 
können. 

In einem 2. Teil unter dem Titel «Paraban-
kenbereich – Aufsicht im Wandel» ha-
ben wir für Sie ein attraktives Programm 
zusammengestellt. Ausgehend von einer 
durch die Universität St. Gallen eigens für 
diese Veranstaltung erarbeiteten Studie 
über den Parabankenbereich der Schweiz 
wollen wir mit einem hochkarätigen Podium 
dieser aktuellen Fragestellung nachgehen.

Aber auch Unterhaltung und Gaumenfreu-
den sollen nicht zu kurz kommen: Viktor  
Giacobbo, alias Fredi Hinz, hat seinen 
Auftritt angekündigt und eine Jazz-Band  
begleitet uns auf einer kulinarischen Reise 
um die Welt anlässlich des nachfolgenden 
Stehdinners.

Es würde mich sehr freuen, Sie an die-
ser 10. Generalversammlung begrüssen 

VORSTAND/GESCHÄFTSFÜHRUNG

zu dürfen. Benutzen Sie bitte für die An-
meldung den dem GV-Versand beigelegten 
Anmeldetalon oder melden Sie sich via 
unsere Homepage an.

Mit freundlichen Grüssen

(Quelle: Peter Rupper, Präsident)

tätigen Rechtsanwalt ist jeweils zu prüfen, 
ob es sich dabei um eine berufsspezifische 
und damit nicht unterstellungspflichtige Tä-
tigkeit handelt (s.Rz. 303 und 313).

Beim Thema Domizilierung (blosses zur 
Verfügung stellen eines Briefkastens) und 
Verkauf von Sitzgesellschaften erwähnt  
der Unterstellungskommentar ergänzend 
auch die Gründung von Sitzgesellschaf-
ten als nicht unterstellungspflichtig, sofern 
dabei keine Möglichkeiten bestehen in den 
Zahlungsverkehr einzugreifen. 
Einige Präzisierungen legt der Unterstel-
lungskommentar unter dem Abschnitt der 
«Finanzgeschäfte im Konzern» dar. Wie 
bis anhin wird bei Finanzgeschäften im 
Konzern eine wirtschaftliche Betrachtungs-
weise herangezogen, d.h. der Konzern wird 
in Bezug auf den persönlichen Geltungs-
bereich des GwG als Einheit betrachtet. 
Sämtliche Finanzintermediationsgeschäf-
te von einer Konzerngesellschaft für eine 
andere Gesellschaft desselben Konzerns 
gelten somit nicht als GwG-unterstellt. Das 
Kriterium der tatsächlichen oder möglichen 
Beherrschung bleibt weiterhin massge
bend. Der Nachweis einer solchen Be-
herrschung muss jeweils von jener Person 
erbracht werden, die eine Konzernstruktur 
geltend macht. Bei der Pflicht zur Erstel-
lung einer Konzernrechnung (sog. Voll-
konsolidierung, Art. 663e OR) ist immer 
von einer Beherrschung und von einem 
Konzern auszugehen. In diesem Zusam-
menhang erwähnt der Unterstellungskom-
mentar den Fall von Art. 663e Abs. 2 OR 
(Befreiung der Konsolidierungspflicht bei 
bestimmten Kriterien), bei welchem trotz 
fehlender Pflicht zur Vollkonsolidierung, 
aufgrund der Beherrschungsverhältnisse 
eine Konzernstruktur angenommen wird. 
Neu erwähnt der Unterstellungskommen-
tar auch explizit Konzernstrukturen, an de-
ren Spitze eine natürliche Person steht, als 
nicht unterstel-lungspflichtig.
Im Bereich der unabhängigen Vermögens-
verwaltung erwähnt der Unterstellungs-
kommentar zur Verdeutlichung Beispiele im 
Bereich der Weiterleitung von Kundenauf-
trägen: Beim mechanischen Weiterleiten 
von Kundenaufträgen, «z.B. durch in Emp-
fang nehmen eines Fax und weiterfaxen 
desselben Dokumentes», kann nicht auf 
eine Verwaltungsvollmacht geschlossen 
werden und keine unterstellungspflichtige 

Tätigkeit angenommen werden, so der 
Unterstellungskommentar (s. Rz. 262). 

Gemäss Art. 2 Abs. 4 lit. b GwG sind steu-
erbefreite Einrichtungen der beruflichen 
Vorsorge vom Geltungsbereich des Geld-
wäschereigesetzes ausgenommen. Der 
Unterstellungskommentar zeigt präzisie-
rend auf, welche Vorsorgeeinrichtungen 
darunter fallen (Rz. 336 ff.). Zu erwähnen 
ist an dieser Stelle, dass die Säule 3b (freie 
Vorsorge) nicht unter die Ausnahme von 
Art. 2 Abs. 4 lit. b GwG fällt, da diese keine  
anerkannte Vorsorgeform nach Art. 82 BVG  
i.V.m. Art. 1 BVV3 darstellt.

Der Unterstellungskommentar erläutert aus- 
führlich, unter welchen Umständen und 
anhand welcher Indizien staatliches Han-
deln vom GwG ausgenommen ist (aus-
führlich dazu s.Rz. 281 ff.).

Mit dem Erlass des neuen Unterstellungs-
kommentars wurden einige Neuerungen 
aber auch ungeschriebene Praxis verankert.  
Vorliegend wurde ein grober Überblick ge-
währt. Dennoch werden sich auch in Zu-
kunft immer wieder heikle Unterstellungs- 
bzw. Abgrenzungsfragen stellen, die nur 
anhand der im konkreten Einzelfall vorlie-
genden Umstände beantwortet werden 
können. Das Legal & Compliance Team 
des VQF steht Ihnen dabei selbstverständ-
lich gerne beratend zur Seite. 

(Quelle: Dario D’Angelo, Mitarbeiter Legal & 

Compliance )

Der VQF informiert über ....

Organisatorische Änderungen:
Im Verlaufe des Jahres 2008 hat der Vor-
stand beschlossen, die interne Organisati-
onsstruktur des VQF auf den 1. November 
2008 leicht zu verändern. Um Synergien zu  
nutzen, die internen Abläufe zu vereinfachen  
und den Wissenstransfer innerhalb des VQF  
zu fördern, wurden die bisherige Fachstelle  
und das juristische Sekretariat der Aufsichts- 
kommission zu einem neuen «Legal und 
Compliance Desk» zusammen gelegt, 
welcher vom bisherigen jur. Sekretär der 
Aufsichtskommission, Herrn RA lic.iur. Ad-
rian Göldi (tätig für den VQF seit dem 1. 
Dezember 2006), geleitet wird.

Neue Mitarbeiter im Legal & Compliance 
Desk:
Seit dem 1. November 2008 ist  Herrn lic.
iur Dario D’Angelo als neuer Mitarbeiter 
im Legal & Compliance Desk tätig. Er hat 
sein Rechtsstudium mit Schwerpunkten  
im Wirtschafts- und Finanzmarktrecht an  
der Universität Luzern absolviert. Im Rahmen  
seiner Masterarbeit hat er sich mit der Re-
vision des Geldwäschereigesetzes ausein-
andergesetzt. Er bringt neben seinem brei-
ten juristischen auch GwG-spezifisches 
Wissen mit.

Seit dem 1. Januar 2009 ist Frau RA lic.iur. 
Manuela Oswald als neue Mitarbeiterin 
im Legal & Compliance Desk tätig. Frau Os-
wald verfügt über eine breite und langjäh-
rige Berufserfahrung. Sie arbeitete sowohl 
in einem Advokaturbüro und war während 
beinahe vier Jahren auch in der Zuger Straf- 
justiz tätig. Mit Frau Oswald konnte eine im 
Bereich der Wirtschaftskriminalität erfahrene  
Rechtsanwältin für den VQF gewonnen 
werden. 

Wir freuen uns sehr, in Frau Oswald und 
Herrn D‘Angelo zwei tatkräftige, kompe-
tente und lösungsorientierte Kollegen für 
die Mitgliederberatung und die Geldwä-
schereibekämpfung gefunden zu haben.

Neuer Mitarbeiter im Revisorat:
Seit dem 1. November 2008 hat Herr Pierre 
Angst als neuer Kadermitarbeiter im Revi-
sorat seine Tätigkeit für den VQF und für die 
VQF Audit AG aufgenommen. Pierre Angst 
ist dipl. Wirtschaftsprüfer sowie Certified  
Internal Auditor (CIA) und ist von der Revi-
sionsaufsichtsbehörde (RAB) zugelassener  

Revisionsexperte (Register Nr. 107247). 
Neben einer fundierten Ausbildung verfügt  
Herr Angst über eine breite Berufserfah-
rung in der externen und internen Wirt-
schaftsprüfung. So hat er bei renommierten  
Prüfgesellschaften über acht Jahre externe  
Prüfungen von Grossbetrieben und KMU in 
Handel, Industrie, Gemeinden, Non-Profit-Or-
ganisationen sowie Pensionskassen durchge-
führt. Weitere acht Jahre war Herr Angst als 
interner Prüfer bei internationalen Versiche-
rungs- und Rückversicherungs-Konzernen  
tätig. Wir freuen uns, in Herr Angst einen 
kompetenten, erfahrenen und lösungsorien-
tierten Kollegen als weitere Unterstützung 
in der Durchführung von verschiedenen  
Revisionsdienstleistungen gefunden zu 
haben. 
 
(Quelle: Patrick Rutishauser, Geschäftsführer)

VQF INTERN

Neue Ausrichtung des 
VQF

Der Vorstand hat sich im vergangenen 
Jahr intensiv mit der strategischen Aus-
richtung des VQF auseinandergesetzt. An-
lass hierzu waren die Zusammenführung 
der Aufsicht von Banken, Versicherungen 
und des Parabankenbereichs in die Eidge-
nössischen Finanzmarktaufsicht (FINMA), 
der Erlass von Eckwerten für Mindeststan-
dards in der Vermögensverwaltung (Ver-
haltensregeln) durch die FINMA sowie die 
Auseinandersetzung mit absehbaren wei-
teren Aufsichtsfeldern.

Ausgehend davon, dass der VQF die gröss-
te offizielle Selbstregulierungsorganisation 
(SRO) gemäss GwG ist, wollen wir nun 
generell sämtliche Aufgaben und Dienst-
leistungen übernehmen, die der Qualitäts-
sicherung von Finanzdienstleistungen im 
Parabankenbereich dienen. Wir verstehen 
uns als das Kompetenzzentrum für Com-
pliance mit den Dienstleistungen Aufsicht, 
Revision/Prüfung (durchgeführt durch die 
vereinseigene Revisionsgesellschaft VQF 
Audit AG) sowie Beratung/Schulung. Die 
Anliegen unserer Mitglieder vertreten wir 
in Wirtschaft und Politik. Unsere Devise 
lautet: «Alles aus einer Hand».

Diese neue Ausrichtung ist ganz im Sinne 
unserer Mitglieder und dient dazu, Ihnen 
eine auf die Aufsicht im Parabankenbe-
reich fokussierte und kostengünstige Ge-
samtlösung zu bieten. 

Peter Rupper, Präsident

(Quelle: Peter Rupper, Präsident)

Rahmen von so genannten Mitarbeiterbe-
teiligungsprogrammen von einem Arbeit-
geber aus dessen Eigenbestand oder aus 
einer Selbstemission an die Arbeitnehmer 
ausgegeben und zur Aufbewahrung für die 
Arbeitnehmer zurückbehalten und stellen 
diese Effekten einen Lohnbestandteil dar, 
so ist diese Dienstleistung nicht unter Art. 
2 Abs. 3 Bst. g GwG zu subsumieren.

Auf Grund des Erlasses des Bundesgeset-
zes über die kollektiven Kapitalanlagen 
(KAG) nimmt der Unterstellungskommen
tar auch Bezug auf kollektive Anlageformen 
und Investmentgesellschaften (s.Rz. 263 
ff.). Als Abgrenzung wird insbesondere auch 
auf die sog. «Investmentclubs» eingegan-
gen. Dabei handelt es sich um Gebilde, 
in denen sich mehrere Personen zwecks 
gemeinsamer Geldanlage und -verwaltung 
zusammen schliessen. Investmentclubs 
sind vom KAG ausgenommen, sofern ihre 
Mitglieder in der Lage sind, ihre Vermö-
gensinteressen selber wahrzunehmen, d.h. 
Investmentclubs dürfen nicht fremdver-
waltet werden (Art. 2 Abs. 2 Bst. f KAG 
i.V.m. Art. 1 KKV). Bei fehlender Fremd-
verwaltung sind die Investmentclubs auch 
nicht dem GwG unterstellt, da keine Verfü-
gungsmacht über fremde Vermögenswerte 
besteht.

Unter dem Bereich Handelstätigkeit wird 
ein ganzer Abschnitt dem Bereich des De-
visenhandels gewidmet. Es wird dabei 
auf die unterschiedlichen Erscheinungs-
formen (Kunden-Devisenhändler, Devisen-
Vermögensverwalter, Devisenhandelsfonds, 
Zwischenhändler) eingegangen (s.Rz. 243 
ff.). Es stellen sich dabei häufig heikle Ab- 
grenzungsfragen zum Bankengesetz: Der 
Kunden-Devisenhändler gilt als «typischer» 
Devisenhändler. Er nimmt Gelder seiner 
Kunden auf einem Sammelkonto entge
gen, welches auf seinen Namen lautet,  
um damit die Devisenhandelsgeschäfte 
möglichst effizient und zeitnah auf einer 
«eigenen Handelsplattform» ausführen zu 
können. Der Kunden-Devisenhändler ist  
bei gewerbsmässiger Ausübung seiner 
Tätigkeit (mehr als 20 Kunden oder bei öf-
fentlicher Werbung, Art. 3a Abs. 2 BankV) 
der FINMA unterstellt und benötigt eine 
Bankenbewilligung (Entgegennahme von 
Publikumseinlagen). Wird die Schwelle der 
Gewerbsmässigkeit vom Kunden-Devisen-

händler nicht erreicht, begründet er eine 
Unterstellungspflicht nach GwG (sofern er 
seine Tätigkeit berufsmässig im Sinne der 
VBAF-FINMA ausübt). 

Zu unterscheiden ist der Kunden-Devi-
senhändler vom Devisen-Vermögensver
walter: Der Devisen-Vermögensverwalter 
führt keine Devisenhandelsgeschäfte im 
eigenen Namen aus. Die Kunden haben ein 
auf ihren Namen lautendes Konto bei einer 
den Devisenhandel betreibenden Bank, 
einem Broker oder bei einem Kunden-
Devisenhändler. Die Gelder fliessen direkt 
oder über ein reines Abwicklungskonto des 
Devisen-Vermögensverwalters an das den 
Devisenhandel ausführende Institut. Der  
Devisen-Vermögensverwalter verwaltet da-
bei das Vermögen seiner Kunden wie ein 
«gewöhnlicher» Vermögensverwalter mit-
tels einer beschränkten Vollmacht. Die ent-
sprechenden vom Devisen-Vermögensver-
walter geführten Abwicklungskonten, d.h. 
Habensaldi auf Kundenkonti, welche einzig 
der Abwicklung von Kundengeschäften 
dienen, sind nicht als Entgegennahme von 
Publikumseinlagen im Sinne des Banken-
gesetzes zu qualifizieren, wenn dafür kein 
Zins bezahlt wird (s. Art. 3a Abs. 3 Bst. c 
BankV). Solche Konti dienen einzig dazu, 
die notwendige Liquidität zur Abwicklung 
des im Vordergrund stehenden Haupt-
geschäftes zur Verfügung zu halten. Mit 
dem für derartige Gelder geltenden Ver-
zinsungsverbot soll der rasche Umlauf und 
die betragsmässige Begrenzung solcher 
Gelder erreicht werden (s. Rundschreiben 
FINMA 2008/3).

Erklärt werden neuerdings auch die Dienst-
leistungen von sog. «Escrow Agents», wo-
bei es sich dabei nicht um eine Neuerung 
im Bereich der GwG-Unterstellung han-
delt. Das «Escrow Agreement» beinhal-
tet die Annahme und Aufbewahrung von 
Vermögenswerten und Auszahlung die-
ser Vermögenswerte an einen Dritten bei 
Erfüllung bestimmter Bedingungen (z.B. 
zwecks Sicherung der korrekten Abwick-
lung eines Distanzkaufs). Die Dienste des 
«Escrow Agents» stellen unterstellungs-
pflichtige Finanzdienstleistungen im Sinne 
des GwG dar. Üblicherweise angeboten 
wird diese Dienstleistung von Anwälten, 
Banken, Vermögensverwaltern oder Treu-
händern. Bei einem als «Escrow Agent» 
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Der VQF – von der GwG-Selbstregulie-
rungsorganisation zum umfassenden 
Kompetenzzentrum für Compliance

VQF erhält Anerkennung 
der FINMA zur Umset-
zung schweizerischer 
Standesregeln in der 
Vermögensverwaltung

Der VQF übernimmt neu die Funkti-
on einer Branchenorganisation für 
Vermögensverwalter (BOVV) und da-
mit schweizweit die Überwachung 
der Einhaltung von Mindeststan-
dards in dieser Branche. Die Eid-
genössische Finanzmarktaufsicht 
(FINMA) hat dem VQF diese Aufga-
be zusätzlich zu seiner bisherigen 
Rolle als Selbstregulierungsorga-
nisation im Rahmen der Aufsicht-
stätigkeit nach GwG im Paraban-
kenbereich übertragen. 

Als unabhängiges und umfassendes Kom-
petenzzentrum für Compliance übernimmt 
der VQF auch die Funktion einer Bran-
chenorganisation für unabhängige Ver-
mögensverwalter. Die FINMA hat die vom  
VQF definierten Verhaltensregeln für die  
Vermögensverwaltung per 23. April 2009  
anerkannt und überträgt ihm damit schweiz- 
weit die Überwachung der Einhaltung von 
Mindeststandards bei unabhängigen Ver-
mögensverwaltern.

In den nächsten Tagen werden Sie von uns 
persönlich angeschrieben und erhalten un-
sere Broschüre «VQF Branchenorganisati-
on für Vermögensverwalter». Aus dieser 
ersehen sie erste wichtige Informationen 
zur Branchenorganisation des VQF.

Sobald das Genehmigungsverfahren der 
FINMA, bezüglich der in diesem Zusam-
menhang stehenden zusätzlichen Reg
lementarien, abgeschlossen ist und die 
revidierten Statuten von der Generalver-
sammlung verabschiedet sind, werden wir 
Sie mit den Verhaltensregeln und Regle-
mentarien bedienen. Gleichzeitig werden 
wir ihnen ein Explikativ zu den neuen Ver-
haltensregeln zukommen lassen.

(Quelle: Patrick Rutishauser, Geschäftsführer)
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Das Wort des Präsidenten 

Wir laden Sie herzlich zur Jubiläumsver-
anstaltung des VQF ein: Am Donnerstag, 
28. Mai 2009, findet unsere 10. General-
versammlung im Hotel Marriot in Zürich 
statt. Um 16.30 Uhr beginnen wir mit den 
ordentlichen Traktanden. Dabei beantra-
gen wir insbesondere eine Teilrevision der  
Statuten des VQF, um den unabhängigen 
Vermögensverwaltern, die sich anerkannten  
Verhaltensregeln (Standesregeln) der Ver-
mögensverwaltung unterstellen müssen, 
auch diese Dienstleistung anbieten zu 
können. 

In einem 2. Teil unter dem Titel «Paraban-
kenbereich – Aufsicht im Wandel» ha-
ben wir für Sie ein attraktives Programm 
zusammengestellt. Ausgehend von einer 
durch die Universität St. Gallen eigens für 
diese Veranstaltung erarbeiteten Studie 
über den Parabankenbereich der Schweiz 
wollen wir mit einem hochkarätigen Podium 
dieser aktuellen Fragestellung nachgehen.

Aber auch Unterhaltung und Gaumenfreu-
den sollen nicht zu kurz kommen: Viktor  
Giacobbo, alias Fredi Hinz, hat seinen 
Auftritt angekündigt und eine Jazz-Band  
begleitet uns auf einer kulinarischen Reise 
um die Welt anlässlich des nachfolgenden 
Stehdinners.

Es würde mich sehr freuen, Sie an die-
ser 10. Generalversammlung begrüssen 

VORSTAND/GESCHÄFTSFÜHRUNG

zu dürfen. Benutzen Sie bitte für die An-
meldung den dem GV-Versand beigelegten 
Anmeldetalon oder melden Sie sich via 
unsere Homepage an.

Mit freundlichen Grüssen

(Quelle: Peter Rupper, Präsident)

tätigen Rechtsanwalt ist jeweils zu prüfen, 
ob es sich dabei um eine berufsspezifische 
und damit nicht unterstellungspflichtige Tä-
tigkeit handelt (s.Rz. 303 und 313).

Beim Thema Domizilierung (blosses zur 
Verfügung stellen eines Briefkastens) und 
Verkauf von Sitzgesellschaften erwähnt  
der Unterstellungskommentar ergänzend 
auch die Gründung von Sitzgesellschaf-
ten als nicht unterstellungspflichtig, sofern 
dabei keine Möglichkeiten bestehen in den 
Zahlungsverkehr einzugreifen. 
Einige Präzisierungen legt der Unterstel-
lungskommentar unter dem Abschnitt der 
«Finanzgeschäfte im Konzern» dar. Wie 
bis anhin wird bei Finanzgeschäften im 
Konzern eine wirtschaftliche Betrachtungs-
weise herangezogen, d.h. der Konzern wird 
in Bezug auf den persönlichen Geltungs-
bereich des GwG als Einheit betrachtet. 
Sämtliche Finanzintermediationsgeschäf-
te von einer Konzerngesellschaft für eine 
andere Gesellschaft desselben Konzerns 
gelten somit nicht als GwG-unterstellt. Das 
Kriterium der tatsächlichen oder möglichen 
Beherrschung bleibt weiterhin massge
bend. Der Nachweis einer solchen Be-
herrschung muss jeweils von jener Person 
erbracht werden, die eine Konzernstruktur 
geltend macht. Bei der Pflicht zur Erstel-
lung einer Konzernrechnung (sog. Voll-
konsolidierung, Art. 663e OR) ist immer 
von einer Beherrschung und von einem 
Konzern auszugehen. In diesem Zusam-
menhang erwähnt der Unterstellungskom-
mentar den Fall von Art. 663e Abs. 2 OR 
(Befreiung der Konsolidierungspflicht bei 
bestimmten Kriterien), bei welchem trotz 
fehlender Pflicht zur Vollkonsolidierung, 
aufgrund der Beherrschungsverhältnisse 
eine Konzernstruktur angenommen wird. 
Neu erwähnt der Unterstellungskommen-
tar auch explizit Konzernstrukturen, an de-
ren Spitze eine natürliche Person steht, als 
nicht unterstel-lungspflichtig.
Im Bereich der unabhängigen Vermögens-
verwaltung erwähnt der Unterstellungs-
kommentar zur Verdeutlichung Beispiele im 
Bereich der Weiterleitung von Kundenauf-
trägen: Beim mechanischen Weiterleiten 
von Kundenaufträgen, «z.B. durch in Emp-
fang nehmen eines Fax und weiterfaxen 
desselben Dokumentes», kann nicht auf 
eine Verwaltungsvollmacht geschlossen 
werden und keine unterstellungspflichtige 

Tätigkeit angenommen werden, so der 
Unterstellungskommentar (s. Rz. 262). 

Gemäss Art. 2 Abs. 4 lit. b GwG sind steu-
erbefreite Einrichtungen der beruflichen 
Vorsorge vom Geltungsbereich des Geld-
wäschereigesetzes ausgenommen. Der 
Unterstellungskommentar zeigt präzisie-
rend auf, welche Vorsorgeeinrichtungen 
darunter fallen (Rz. 336 ff.). Zu erwähnen 
ist an dieser Stelle, dass die Säule 3b (freie 
Vorsorge) nicht unter die Ausnahme von 
Art. 2 Abs. 4 lit. b GwG fällt, da diese keine  
anerkannte Vorsorgeform nach Art. 82 BVG  
i.V.m. Art. 1 BVV3 darstellt.

Der Unterstellungskommentar erläutert aus- 
führlich, unter welchen Umständen und 
anhand welcher Indizien staatliches Han-
deln vom GwG ausgenommen ist (aus-
führlich dazu s.Rz. 281 ff.).

Mit dem Erlass des neuen Unterstellungs-
kommentars wurden einige Neuerungen 
aber auch ungeschriebene Praxis verankert.  
Vorliegend wurde ein grober Überblick ge-
währt. Dennoch werden sich auch in Zu-
kunft immer wieder heikle Unterstellungs- 
bzw. Abgrenzungsfragen stellen, die nur 
anhand der im konkreten Einzelfall vorlie-
genden Umstände beantwortet werden 
können. Das Legal & Compliance Team 
des VQF steht Ihnen dabei selbstverständ-
lich gerne beratend zur Seite. 

(Quelle: Dario D’Angelo, Mitarbeiter Legal & 

Compliance )

Der VQF informiert über ....

Organisatorische Änderungen:
Im Verlaufe des Jahres 2008 hat der Vor-
stand beschlossen, die interne Organisati-
onsstruktur des VQF auf den 1. November 
2008 leicht zu verändern. Um Synergien zu  
nutzen, die internen Abläufe zu vereinfachen  
und den Wissenstransfer innerhalb des VQF  
zu fördern, wurden die bisherige Fachstelle  
und das juristische Sekretariat der Aufsichts- 
kommission zu einem neuen «Legal und 
Compliance Desk» zusammen gelegt, 
welcher vom bisherigen jur. Sekretär der 
Aufsichtskommission, Herrn RA lic.iur. Ad-
rian Göldi (tätig für den VQF seit dem 1. 
Dezember 2006), geleitet wird.

Neue Mitarbeiter im Legal & Compliance 
Desk:
Seit dem 1. November 2008 ist  Herrn lic.
iur Dario D’Angelo als neuer Mitarbeiter 
im Legal & Compliance Desk tätig. Er hat 
sein Rechtsstudium mit Schwerpunkten  
im Wirtschafts- und Finanzmarktrecht an  
der Universität Luzern absolviert. Im Rahmen  
seiner Masterarbeit hat er sich mit der Re-
vision des Geldwäschereigesetzes ausein-
andergesetzt. Er bringt neben seinem brei-
ten juristischen auch GwG-spezifisches 
Wissen mit.

Seit dem 1. Januar 2009 ist Frau RA lic.iur. 
Manuela Oswald als neue Mitarbeiterin 
im Legal & Compliance Desk tätig. Frau Os-
wald verfügt über eine breite und langjäh-
rige Berufserfahrung. Sie arbeitete sowohl 
in einem Advokaturbüro und war während 
beinahe vier Jahren auch in der Zuger Straf- 
justiz tätig. Mit Frau Oswald konnte eine im 
Bereich der Wirtschaftskriminalität erfahrene  
Rechtsanwältin für den VQF gewonnen 
werden. 

Wir freuen uns sehr, in Frau Oswald und 
Herrn D‘Angelo zwei tatkräftige, kompe-
tente und lösungsorientierte Kollegen für 
die Mitgliederberatung und die Geldwä-
schereibekämpfung gefunden zu haben.

Neuer Mitarbeiter im Revisorat:
Seit dem 1. November 2008 hat Herr Pierre 
Angst als neuer Kadermitarbeiter im Revi-
sorat seine Tätigkeit für den VQF und für die 
VQF Audit AG aufgenommen. Pierre Angst 
ist dipl. Wirtschaftsprüfer sowie Certified  
Internal Auditor (CIA) und ist von der Revi-
sionsaufsichtsbehörde (RAB) zugelassener  

Revisionsexperte (Register Nr. 107247). 
Neben einer fundierten Ausbildung verfügt  
Herr Angst über eine breite Berufserfah-
rung in der externen und internen Wirt-
schaftsprüfung. So hat er bei renommierten  
Prüfgesellschaften über acht Jahre externe  
Prüfungen von Grossbetrieben und KMU in 
Handel, Industrie, Gemeinden, Non-Profit-Or-
ganisationen sowie Pensionskassen durchge-
führt. Weitere acht Jahre war Herr Angst als 
interner Prüfer bei internationalen Versiche-
rungs- und Rückversicherungs-Konzernen  
tätig. Wir freuen uns, in Herr Angst einen 
kompetenten, erfahrenen und lösungsorien-
tierten Kollegen als weitere Unterstützung 
in der Durchführung von verschiedenen  
Revisionsdienstleistungen gefunden zu 
haben. 
 
(Quelle: Patrick Rutishauser, Geschäftsführer)
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Arbeitnehmer zurückbehalten und stellen 
diese Effekten einen Lohnbestandteil dar, 
so ist diese Dienstleistung nicht unter Art. 
2 Abs. 3 Bst. g GwG zu subsumieren.

Auf Grund des Erlasses des Bundesgeset-
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(KAG) nimmt der Unterstellungskommen
tar auch Bezug auf kollektive Anlageformen 
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auf die sog. «Investmentclubs» eingegan-
gen. Dabei handelt es sich um Gebilde, 
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sind vom KAG ausgenommen, sofern ihre 
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gensinteressen selber wahrzunehmen, d.h. 
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«eigenen Handelsplattform» ausführen zu 
können. Der Kunden-Devisenhändler ist  
bei gewerbsmässiger Ausübung seiner 
Tätigkeit (mehr als 20 Kunden oder bei öf-
fentlicher Werbung, Art. 3a Abs. 2 BankV) 
der FINMA unterstellt und benötigt eine 
Bankenbewilligung (Entgegennahme von 
Publikumseinlagen). Wird die Schwelle der 
Gewerbsmässigkeit vom Kunden-Devisen-

händler nicht erreicht, begründet er eine 
Unterstellungspflicht nach GwG (sofern er 
seine Tätigkeit berufsmässig im Sinne der 
VBAF-FINMA ausübt). 

Zu unterscheiden ist der Kunden-Devi-
senhändler vom Devisen-Vermögensver
walter: Der Devisen-Vermögensverwalter 
führt keine Devisenhandelsgeschäfte im 
eigenen Namen aus. Die Kunden haben ein 
auf ihren Namen lautendes Konto bei einer 
den Devisenhandel betreibenden Bank, 
einem Broker oder bei einem Kunden-
Devisenhändler. Die Gelder fliessen direkt 
oder über ein reines Abwicklungskonto des 
Devisen-Vermögensverwalters an das den 
Devisenhandel ausführende Institut. Der  
Devisen-Vermögensverwalter verwaltet da-
bei das Vermögen seiner Kunden wie ein 
«gewöhnlicher» Vermögensverwalter mit-
tels einer beschränkten Vollmacht. Die ent-
sprechenden vom Devisen-Vermögensver-
walter geführten Abwicklungskonten, d.h. 
Habensaldi auf Kundenkonti, welche einzig 
der Abwicklung von Kundengeschäften 
dienen, sind nicht als Entgegennahme von 
Publikumseinlagen im Sinne des Banken-
gesetzes zu qualifizieren, wenn dafür kein 
Zins bezahlt wird (s. Art. 3a Abs. 3 Bst. c 
BankV). Solche Konti dienen einzig dazu, 
die notwendige Liquidität zur Abwicklung 
des im Vordergrund stehenden Haupt-
geschäftes zur Verfügung zu halten. Mit 
dem für derartige Gelder geltenden Ver-
zinsungsverbot soll der rasche Umlauf und 
die betragsmässige Begrenzung solcher 
Gelder erreicht werden (s. Rundschreiben 
FINMA 2008/3).

Erklärt werden neuerdings auch die Dienst-
leistungen von sog. «Escrow Agents», wo-
bei es sich dabei nicht um eine Neuerung 
im Bereich der GwG-Unterstellung han-
delt. Das «Escrow Agreement» beinhal-
tet die Annahme und Aufbewahrung von 
Vermögenswerten und Auszahlung die-
ser Vermögenswerte an einen Dritten bei 
Erfüllung bestimmter Bedingungen (z.B. 
zwecks Sicherung der korrekten Abwick-
lung eines Distanzkaufs). Die Dienste des 
«Escrow Agents» stellen unterstellungs-
pflichtige Finanzdienstleistungen im Sinne 
des GwG dar. Üblicherweise angeboten 
wird diese Dienstleistung von Anwälten, 
Banken, Vermögensverwaltern oder Treu-
händern. Bei einem als «Escrow Agent» 
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Der VQF – von der GwG-Selbstregulie-
rungsorganisation zum umfassenden 
Kompetenzzentrum für Compliance

VQF erhält Anerkennung 
der FINMA zur Umset-
zung schweizerischer 
Standesregeln in der 
Vermögensverwaltung

Der VQF übernimmt neu die Funkti-
on einer Branchenorganisation für 
Vermögensverwalter (BOVV) und da-
mit schweizweit die Überwachung 
der Einhaltung von Mindeststan-
dards in dieser Branche. Die Eid-
genössische Finanzmarktaufsicht 
(FINMA) hat dem VQF diese Aufga-
be zusätzlich zu seiner bisherigen 
Rolle als Selbstregulierungsorga-
nisation im Rahmen der Aufsicht-
stätigkeit nach GwG im Paraban-
kenbereich übertragen. 

Als unabhängiges und umfassendes Kom-
petenzzentrum für Compliance übernimmt 
der VQF auch die Funktion einer Bran-
chenorganisation für unabhängige Ver-
mögensverwalter. Die FINMA hat die vom  
VQF definierten Verhaltensregeln für die  
Vermögensverwaltung per 23. April 2009  
anerkannt und überträgt ihm damit schweiz- 
weit die Überwachung der Einhaltung von 
Mindeststandards bei unabhängigen Ver-
mögensverwaltern.

In den nächsten Tagen werden Sie von uns 
persönlich angeschrieben und erhalten un-
sere Broschüre «VQF Branchenorganisati-
on für Vermögensverwalter». Aus dieser 
ersehen sie erste wichtige Informationen 
zur Branchenorganisation des VQF.

Sobald das Genehmigungsverfahren der 
FINMA, bezüglich der in diesem Zusam-
menhang stehenden zusätzlichen Reg
lementarien, abgeschlossen ist und die 
revidierten Statuten von der Generalver-
sammlung verabschiedet sind, werden wir 
Sie mit den Verhaltensregeln und Regle-
mentarien bedienen. Gleichzeitig werden 
wir ihnen ein Explikativ zu den neuen Ver-
haltensregeln zukommen lassen.

(Quelle: Patrick Rutishauser, Geschäftsführer)




